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§ 7 A. Änderung des Polizeigesetzes des Kantons Glarus 
B. Änderung des Gesetzes über den Schutz von Personendaten

Die Vorlage im Überblick

Das Polizeigesetz von 2007 ist aufgrund gesellschaftlicher Entwicklungen sowie neuer rechtlicher Rah­
menbedingungen anzupassen und nachzuführen, damit weiterhin eine ausreichende Grundlage für die 
wirksame polizeiliche Aufgabenerfüllung besteht. Heute weist es Lücken im Bereich Datenschutz und 
­weitergabe, Gewaltprävention, Jugendschutz und Vermisstensuche auf. Das Bundesgericht fordert für 
polizeiliche Massnahmen grundsätzlich Bestimmungen auf formell­gesetzlicher Stufe. Ein Rückgriff auf 
die sogenannte polizeiliche Generalklausel ist auf unvorhersehbare Notfälle beschränkt. Auch ist die 
Videoüberwachung von kantonalen und kommunalen Gebäuden im Datenschutzgesetz klarer zu regeln. 

Änderung des Polizeigesetzes
Der polizeiliche Datenschutz ist aktuell in fünf Bestimmungen geregelt, die nicht mehr genügen. In erster 
Linie wird Bestehendes mit Blick auf das Legalitätsprinzip ausführlicher gefasst und Überflüssiges gestri­
chen. Zur frühzeitigen Erkennung von Gewalttaten wird eine separate Norm geschaffen, die es öffent­
lichen Organen erlaubt, Daten von gewalttätigen Personen der Polizei zu melden. In sechs Bestim­
mungen werden Grundsatz, Datenbearbeitung, Datenweitergabe, der Umgang mit dem sogenannten 
ViCLAS­Konkordat (Interkantonale Vereinbarung über die computergestützte Zusammenarbeit der Kan­
tone bei der Aufklärung von Gewaltdelikten), die Bearbeitung von Daten gewaltbereiter Personen und 
Weiteres neu geregelt. Gestrichen werden sollen diejenigen Bestimmungen im Polizeigesetz, welche die 
Auskunft und die Berichtigung sowie die Aufbewahrung von Personendaten regeln. Hier besteht bereits 
eine genügende Grundlage im Datenschutzgesetz; auf unnötige Wiederholungen soll verzichtet werden. 
Eine wichtige Anpassung ist diesbezüglich die Einführung einer begrifflichen Unterscheidung zwischen 
Personendaten, besonders schützenswerten Personendaten sowie Persönlichkeitsprofilen. An die Bear­
beitung von besonders schützenswerten Personendaten sowie Persönlichkeitsprofilen durch die Polizei 
werden höhere Anforderungen bezüglich Datenschutz gestellt. Sie bedarf einer ausreichend bestimmten 
formell­gesetzlichen Grundlage, die neu geschaffen wird. 

Für das Betreiben eines Bedrohungsmanagements ist die Möglichkeit des Daten­ bzw. Informationsaus­
tausches zwischen den betroffenen Amtsstellen wesentlich. Hierfür braucht es jedoch entsprechende 
Rechtsgrundlagen. Charakteristisch für das Bedrohungsmanagement bzw. das Fallmanagement zur Ver­
hinderung von Gewalttaten durch frühzeitiges Erkennen von bedrohlichem Verhalten ist, dass präventiv 
Massnahmen eingeleitet werden. Dies bedingt, dass insbesondere Meldungen und nähere Analysen 
nicht erst dann möglich sind, wenn eine unmittelbar drohende Gefahr besteht. Die Schwelle der Daten­
bearbeitung beim Bedrohungsmanagement ist somit zeitlich nach vorne verschoben. Im Kanton Glarus 
fehlen die rechtlichen Grundlagen dazu. Mit der Verankerung und Regelung eines Bedrohungsmanage­
ments soll dies behoben werden. Dazu gehören die Datenbekanntgabe, aber auch die Organisation und 
die vorgesehenen Massnahmen. Das Polizeigesetz wird hierfür mit drei Bestimmungen ergänzt. So wird 

Änderung des Gesetzes über das Personalwesen 
(Personalgesetz)
(Vom .....)

(Erlassen von der Landsgemeinde am ..... Mai 2016)

I.

GS  II A/6/1,  Gesetz  über  das  Personalwesen  (Personalgesetz)  vom
5. Mai 2002 (Stand 1. Januar 2016), wird wie folgt geändert:

Titel (geändert)
Gesetz über das Personalwesen (Personalgesetz, PG)

Art.  3 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert)
1 Der Regierungsrat regelt  die Zusammensetzung der Personalkommission
und wählt deren Mitglieder.
2 Sie berät den Regierungsrat in Personalangelegenheiten und nimmt Stel-
lung zu wichtigen Personalgeschäften.

Art.  5 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (neu), Abs. 3 (neu)

Eingliederungsmassnahmen (Sachüberschrift geändert)
1 Bei krankheits- oder unfallbedingter Arbeitsverhinderung einer angestellten
Person  fördert  der  Kanton deren  Wiedereingliederung  in  den  Arbeitspro-
zess.
2 Die angestellte Person kann im Rahmen ihrer Wiedereingliederung zur Mit-
wirkung verpflichtet werden.
3 Zur Wiedereingliederung von an der Arbeit verhinderten Angestellten oder
zur  Beschäftigung  und  Eingliederung  von  Menschen  mit  Behinderungen
kann der Regierungsrat geschützte Arbeitsplätze schaffen.

Art.  5a (neu)

Anlauf- und Meldestelle
1 Zur Meldung von Konflikten und Missbräuchen am Arbeitsplatz bezeichnet
der Regierungsrat eine unabhängige verwaltungsexterne Anlauf- und Melde-
stelle.
2 Er regelt deren Organisation, Aufgaben und Befugnisse sowie die Bericht-
erstattung und legt das Meldeverfahren fest.
3 Die zur Entgegennahme von Meldungen bezeichneten Personen unterste-
hen der Geheimhaltungspflicht nach Artikel 26.
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4 Die Meldungen der Angestellten sind vertraulich. Wer in guten Treuen eine
Meldung macht, darf deswegen in seiner arbeitsrechtlichen Stellung nicht
benachteiligt werden.

Art.  6 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (neu)

Rechtsnatur, anwendbares Recht (Sachüberschrift geändert)
1 Das Arbeitsverhältnis ist öffentlich-rechtlicher Natur.
2 Soweit  das  kantonale  Recht  keine  Regelungen  enthält,  gelten  für  die
Arbeitsverhältnisse  die  einschlägigen  Bestimmungen  des  Obligationen-
rechts sinngemäss.
3 Der Regierungsrat kann in begründeten Fällen bestimmte Personalkatego-
rien dem Obligationenrecht ganz oder teilweise unterstellen.

Art.  8 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert)

Stellenausschreibung (Sachüberschrift geändert)
1 Zu besetzende Stellen sind öffentlich auszuschreiben.
2 Der Regierungsrat regelt die Ausnahmen von der Ausschreibungspflicht.

Art.  18 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (neu), Abs. 4 (neu)

Lohnfortzahlung bei Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit oder Un-
falls (Sachüberschrift geändert)
1 Während nachgewiesener Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit oder Unfalls
wird der Lohn bis zur Beendigung des Arbeitsverhältnisses,  längstens je-
doch während 24 Monaten ausgerichtet.
2 Die Lohnfortzahlung beträgt im ersten Jahr der Arbeitsunfähigkeit 100 Pro-
zent, im zweiten Jahr 80 Prozent des zuletzt bezogenen Lohns.
3 Der Regierungsrat regelt:
a. die Lohnfortzahlung bei selbstverschuldeter Arbeitsunfähigkeit;
b. die Lohnfortzahlung bei Nichtantritt  der Stelle infolge Krankheit  oder

Unfalls;
c. die Lohnfortzahlung bei Einstellung oder Kürzung von Versicherungs-

leistungen;
d. die Anrechnung von Leistungen Dritter, insbesondere von Versicherun-

gen.
4 Er entscheidet über die Einrichtung einer Krankentaggeldversicherung und
legt die Aufteilung der Prämien fest.

Art.  19 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (neu), Abs. 3 (neu)

Lohnfortzahlung bei Mutterschaft (Sachüberschrift geändert)
1 Bei Mutterschaft hat die Angestellte Anspruch auf 16 Wochen bezahlten
Urlaub.
2 Der Lohnfortzahlungsanspruch richtet sich nach dem Beschäftigungsum-
fang bei Antritt des Mutterschaftsurlaubs.
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3 Die Mutterschaftsentschädigung gemäss dem eidgenössischen Erwerbser-
satzgesetz geht an den Kanton, soweit er die volle Gehaltszahlung erbringt.

Art.  19a (neu)

Vaterschaftsurlaub
1 Bei Geburt eigener Kinder hat der Angestellte Anspruch auf zwei Tage be-
zahlten Urlaub.
2 Der Regierungsrat regelt dessen Bezug. Er kann weitere Formen des Vater-
schaftsurlaubs vorsehen wie insbesondere einen Anspruch auf Bezug eines
unbezahlten Urlaubs oder den Bezug des 13. Monatslohns in Form von be-
zahltem Urlaub.

Art.  20 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (neu), Abs. 3 (neu)

Lohnfortzahlung bei Militär-, Zivilschutz- und zivilem Ersatzdienst (Sachü-
berschrift geändert)
1 Während des obligatorischen Militär-, Zivilschutz- und zivilen Ersatzdiensts
wird der volle Lohn ausgerichtet.
2 Der Regierungsrat regelt die Lohnfortzahlung während der Rekrutenschule
und freiwillig geleisteten Diensten.
3 Erwerbsausfallentschädigungen oder sonstige Vergütungen für Dienstleis-
tungen, während denen der Lohn durch den Kanton ausgerichtet wird, fallen
an den Kanton.

Art.  21

Aufgehoben.

Art.  26 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (neu), Abs. 4 (neu)

Geheimhaltungspflicht (Sachüberschrift geändert)
1 Die Angestellten sind zur Verschwiegenheit über dienstliche Angelegenhei-
ten verpflichtet, die ihrer Natur nach oder gemäss besonderer Vorschrift ge-
heim zu halten sind.
2 Die Geheimhaltungspflicht gilt auch nach Beendigung des Arbeitsverhält-
nisses.
3 Der Regierungsrat regelt die Entbindung von der Geheimhaltungspflicht im
Rahmen der Mitwirkung von Angestellten in zivil-, straf- und verwaltungs-
rechtlichen Verfahren und für die Information der Öffentlichkeit.
4 Von der Geheimhaltungspflicht ausgenommen sind Meldungen an die An-
lauf- und Meldestelle nach Artikel 5a sowie spezialgesetzliche Anzeige- und
Meldepflichten.

Art.  27 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (geändert), Abs. 4 (neu)

Nebenbeschäftigung, öffentliche Ämter (Sachüberschrift geändert)
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1 Die Angestellten haben Nebenbeschäftigungen oder die Ausübung von öf-
fentlichen Ämtern dem Kanton vorgängig zu melden.
2 Der Regierungsrat legt die Ausnahmen von der Meldepflicht fest und be-
zeichnet die bewilligungspflichtigen Nebenbeschäftigungen und öffentlichen
Ämter.
3 Erweist sich die Nebenbeschäftigung oder die Ausübung eines öffentlichen
Amtes als mit der Anstellung beim Kanton unvereinbar, ist die Bewilligung
zu verweigern oder zu widerrufen.
4 Der  Regierungsrat  regelt  die  Tätigkeiten  von  Angestellten  in  Behörden,
Kommissionen  oder  anderen Institutionen,  an  denen  der  Kanton beteiligt
oder interessiert ist, insbesondere die Beanspruchung von Arbeitszeit und
die Verwendung von Vergütungen.

Art.  28 Abs. 1
1 Dem Landrat dürfen nicht angehören:
h. (geändert) die ordentlichen Gerichtsschreiberinnen und -schreiber;
i. (neu) die  ständigen  Mitglieder  der  Kindes-  und  Er-

wachsenenschutzbehörde.

Art.  36

Aufgehoben.

Art.  37 Abs. 1, Abs. 2 (neu)

Beendigungsarten, Freistellung (Sachüberschrift geändert)
1 Das Arbeitsverhältnis endet durch:
g. Aufgehoben.
h. (geändert) Erreichen der Altersgrenze;
i. (geändert) vorzeitige Pensionierung;
k. Aufgehoben.
2 Über eine  allfällige volle  oder  teilweise  Freistellung  bei  Beendigung  des
Arbeitsverhältnisses entscheidet die zuständige Behörde.

Art.  38

Aufgehoben.

Art.  39 Abs. 2 (geändert)
2 Die  Kündigung  durch  den  Kanton  setzt  einen  sachlich  hinreichenden
Grund voraus.

Art.  41 Abs. 2 (aufgehoben)
2 Aufgehoben.
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Art.  43

Aufgehoben.

Art.  44

Aufgehoben.

Art.  45 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (neu), Abs. 3 (neu)

Erreichen Altersgrenze, aufgeschobene Pensionierung (Sachüberschrift 
geändert)
1 Das Arbeitsverhältnis endet ohne Kündigung auf das Ende des Monats, in
welchem die angestellte Person das 65. Altersjahr vollendet.
2 Nach Erreichen der Altersgrenze ist  eine zu befristende Weiterbeschäfti-
gung möglich, sofern eine solche im Interesse des Kantons liegt, höchstens
jedoch bis zum Ende des Monats, in welchem die angestellte Person das
70. Altersjahr vollendet.
3 Der  Regierungsrat  kann  für  besondere  Arbeitsverhältnisse  abweichende
Termine festlegen.

Art.  45a (neu)

Vorzeitige Alterspensionierung
1 Angestellte  können  sich,  unter  Einhaltung  einer  sechsmonatigen  Kündi-
gungsfrist, ab dem vollendeten 60. Altersjahr vorzeitig pensionieren lassen.
2 Die vorzeitige Pensionierung kann durch den Kanton angeordnet werden,
wenn sachlich hinreichende Gründe vorliegen.
3 Der  Kanton kann vorzeitige  Pensionierungen finanziell  unterstützen.  Der
Regierungsrat legt die entsprechenden Leistungen fest.

Art.  45b (neu)

Pensionierung aus gesundheitlichen Gründen
1 Das Arbeitsverhältnis endet ohne Kündigung im Umfang des Invaliditäts-
grads.

Art.  46

Aufgehoben.

Art.  46a (neu)

Besondere Beendigungsfolgen
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1 Wird ein Arbeitsverhältnis aufgrund einer Aufhebung oder Anpassung der
Stelle an geänderte organisatorische, betriebliche oder wirtschaftliche Ge-
gebenheiten aufgelöst, ohne dass der angestellten Person eine andere zu-
mutbare Stelle angeboten werden kann, wird eine Abfindung von höchstens
zwölf  Monatslöhnen ausgerichtet.  Der Regierungsrat legt die Höhe in Ab-
hängigkeit zum Lebens- und Dienstalter, allfälliger Unterstützungspflichten
und der aktuellen Lage auf dem Arbeitsmarkt fest.
2 Wird im Rahmen der Beendigung eines Arbeitsverhältnisses im gegenseiti-
gen Einvernehmen eine sofortige Auflösung vereinbart, ohne dass ein wich-
tiger Grund für eine Auflösung vorliegt, so kann eine Austrittsentschädigung
ausgerichtet werden. Sie darf maximal die Höhe des Lohns betragen, der bis
zur Beendigung des Arbeitsverhältnisses unter Einhaltung der Kündigungs-
frist geschuldet wäre.
3 Die Entschädigung bei einer angeordneten vorzeitigen Pensionierung ohne
sachlich hinreichenden Grund richtet sich nach Artikel 55a Absatz 1 Buch-
stabe a und Absatz 2.

Art.  50 Abs. 3 (neu)
3 Die  Entschädigung bei  einer  ungerechtfertigten disziplinarischen  Entlas-
sung und der Lohnfortzahlungsanspruch richten sich nach Artikel 55a Ab-
satz 1 Buchstaben a und b sowie Absatz 2.

Titel nach Art. 51 (geändert)

7. Bearbeitung von Personendaten

Art.  52 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (neu)

Personendaten von Angestellten und Bewerbenden (Sachüberschrift geän-
dert)
1 Die für den Vollzug dieses Gesetzes zuständigen Stellen dürfen Personen-
daten  und  besonders  schützenswerte  Personendaten  bearbeiten,  soweit
diese für die Durchführung des Arbeitsverhältnisses geeignet und notwendig
sind.
2 Im Hinblick auf die Besetzung einer Stelle dürfen die zuständigen Stellen
Personendaten beschaffen und verwenden, soweit diese für die Beurteilung
der Eignung, der Leistung und des Verhaltens für das Arbeitsverhältnis ge-
eignet und notwendig sind.

Art.  53 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (neu)

Elektronische Datenbewirtschaftung (Sachüberschrift geändert)
1 Der Kanton betreibt Personalinformationssysteme. Sie dienen der Erfüllung
der Aufgaben nach diesem Gesetz und seiner Ausführungsbestimmungen.
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2 Als Betreiber der Personalinformationssysteme ist der zentrale Personal-
dienst verantwortlich für die Einhaltung der datenschutzrechtlichen Vorga-
ben. Er entscheidet über die datenschutzrechtlichen Ansprüche der Betrof-
fenen.
3 Der Regierungsrat regelt die Zugriffs- und Bearbeitungsrechte.

Art.  54 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (neu)

Bekanntgabe von Personendaten (Sachüberschrift geändert)
1 Personendaten von Angestellten dürfen bekannt gegeben werden:
a. (neu) wenn eine gesetzliche Grundlage es erlaubt oder wenn es im Ein-

zelfall zur Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe der Empfänger notwen-
dig ist;

b. (neu) wenn die betroffene Person im Einzelfall eingewilligt hat;
c. (neu) für den Staatskalender, Behördenverzeichnisse und ähnliche Pu-

blikationen;
d. (neu) an die vorgesetzte Organisationseinheit,  wenn diese die Daten

im Rahmen ihrer Aufsichtstätigkeit benötigt.
2 Der zentrale  Personaldienst  kann vorgesetzten Personen Personendaten
von Angestellten, die sie zur Durchführung des Arbeitsverhältnisses benöti-
gen, im Rahmen eines Abrufverfahrens zugänglich machen.

Art.  54a (neu)

Vorsorgliche Massnahmen
1 Angestellte können versetzt oder unter Einstellung der Lohnzahlungen im
Arbeitsverhältnis eingestellt werden, wenn:
a. genügend Hinweise auf das Vorliegen eines wichtigen Grunds für die

Auflösung eines Arbeitsverhältnisses oder für die disziplinarische Ent-
lassung bestehen;

b. wegen eines Verbrechens oder Vergehens ein Strafverfahren eingelei-
tet worden ist;

c. zwingende öffentliche Interessen es erfordern.

Art.  55 Abs. 3 (geändert)
3 Beschwerden  gegen vorsorgliche  Massnahmen  gemäss Artikel  54a  und
gegen durch den Kanton ausgesprochene ordentliche Kündigungen, Kündi-
gungen aus wichtigem Grund, angeordnete vorzeitige Pensionierungen oder
disziplinarische  Entlassungen  von  auf  Amtsdauer  gewählten  Angestellten
haben nur aufschiebende Wirkung, sofern dies die Beschwerdeinstanz von
Amtes wegen oder auf Antrag anordnet.

Art.  55a (neu)

Beschwerdeentscheid bei Kündigungen
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1 Heisst  die  Beschwerdeinstanz  die  Beschwerde  gegen  eine  durch  den
Kanton ausgesprochene Kündigung gut, so kann sie:
a. der  angestellten  Person  eine  Entschädigung  zusprechen,  wenn  die

Kündigung  ohne  sachlich  hinreichende  Gründe  oder  ohne  wichtige
Gründe  ausgesprochen  wurde,  sich  als  missbräuchlich  nach  Arti-
kel 336 Obligationenrecht erweist oder Verfahrensvorschriften verletzt
worden sind;

b. die Fortzahlung des Lohnes bis zum Ablauf der ordentlichen Kündi-
gungsfrist oder des befristeten Arbeitsvertrags anordnen, wenn wichti-
ge Gründe fehlen;

c. das Arbeitsverhältnis bis zum Ablauf der ordentlichen Kündigungsfrist
erstrecken,  wenn Vorschriften über den zeitlichen Kündigungsschutz
verletzt worden sind.

2 Die Entschädigung nach Absatz 1 Buchstabe a beträgt höchstens zwölf
Monatslöhne.  Die  Beschwerdeinstanz  setzt  sie  unter  Berücksichtigung
sämtlicher Umstände fest.
3 Anstelle der Entschädigung nach Absatz 1 Buchstabe a kann der Kanton
der angestellten Person die bisherige oder eine andere zumutbare Stelle an-
bieten.
4 An die Lohnzahlungen nach Absatz 1 Buchstabe b hat sich die angestellte
Person anrechnen zu lassen, was sie infolge Beendigung des Arbeitsverhält-
nisses erspart und durch anderweitige Arbeit verdient oder zu verdienen ab-
sichtlich unterlassen hat.

Art.  57

Aufgehoben.

Art.  58a (neu)

Übergangsbestimmung zu den Änderungen vom ..... Mai 2016
1 Für streitige personalrechtliche Verfahren, welche bei Inkrafttreten dieser
Änderungen  rechtshängig  sind,  findet  das  bisherige  Recht  bis  zum
rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens Anwendung.
2 Im Übrigen gelten die Änderungen für alle bestehenden Anstellungsverhält-
nisse ab Inkrafttreten.

II.

1.
GS II E/2, Gemeindegesetz vom 3. Mai 1992 (Stand 1. September 2014), wird
wie folgt geändert:
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Art.  114 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (neu)
1 Die Gemeinden und ihre Anstalten sowie die Zweckverbände schreiben zu
besetzende Stellen öffentlich aus.
2 Sie können Ausnahmen von der Ausschreibungspflicht vorsehen.

2.
GS  IV B/1/3,  Gesetz  über  Schule  und  Bildung  (Bildungsgesetz)  vom
6. Mai 2001 (Stand 1. August 2015), wird wie folgt geändert:

Art.  65 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (neu)
1 Zu besetzende Stellen sind öffentlich auszuschreiben.
2 Die Schulträgerschaften regeln die Ausnahmen von der Ausschreibungs-
pflicht.

Art.  71 Abs. 1 (geändert)
1 Fallen bei einer Lehrerin die ganzen Sommerferien in die Zeit des Mutter-
schaftsurlaubs, sind damit nicht sechs, sondern vier Wochen des Urlaubs
abgegolten.

Art.  75 Abs. 1 (aufgehoben), Abs. 2 (aufgehoben), Abs. 3 (aufgehoben)
1 Aufgehoben.
2 Aufgehoben.
3 Aufgehoben.

III.

Keine anderen Erlasse aufgehoben.

IV.

Der Regierungsrat bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens.
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die sogenannte Gefährderansprache eingeführt. Sie bildet ein wirkungsvolles Mittel, den Gefährder auf 
sein Handeln und auf die Konsequenzen daraus ansprechen zu können.

In ihrer Tätigkeit ist die Kantonspolizei verstärkt mit Jugendkriminalität konfrontiert. Die bereits geschaf­
fene Jugendkontaktpolizei ist hier präventiv tätig. Minderjährige weisen ein besonderes Schutzbedürfnis 
auf, dem gebührend Rechnung zu tragen ist. Insbesondere wird die bisherige Regelung bei einer Verhaf­
tung von Jugendlichen in das Polizeigesetz aufgenommen. So sind die Eltern oder gesetzlichen Vertreter 
über eine Verhaftung unmittelbar zu orientieren. Dies gilt allerdings nur dann, wenn dadurch die Ermitt­
lungen der Polizei nicht gefährdet werden.

Bei der Vermisstensuche ist die Kantonspolizei darauf angewiesen, schnell zu Informationen zu gelan­
gen, die nützliche Anhaltspunkte über den Verbleib der vermissten Person liefern können. Im Bereich der 
Überwachung des Fernmeldeverkehrs und der Herausgabe von Unterlagen zum Geldverkehr wird des­
halb dem Polizeikommandanten die Befugnis eingeräumt, entsprechende Anordnungen zu treffen.

Zur Verbrechensbekämpfung betreibt der Bund eine Datenbank mit biometrischen Daten. Damit der 
Bund diese Daten bewirtschaften kann, hat jeder Kanton eine zentrale Meldestelle zu schaffen, welche 
dem Bund die für die Datenlöschung notwendigen Informationen liefert. Praxisgemäss nimmt die jewei­
lige Kantonspolizei diese Aufgabe wahr; die Bearbeitung dieser Daten durch die Kantonspolizei wird nun 
näher geregelt. 

Änderung des Datenschutzgesetzes
Heute überwachen sowohl kantonale als auch kommunale Verwaltungsstellen öffentliche Räume mit 
Videokameras, etwa in Form von Eingangskontrollen. Mit Ausnahme der Kantonspolizei im Polizeigesetz 
verfügt jedoch keine der betreffenden Stellen über eine der aktuellen Gesetzgebung und Rechtspre­
chung entsprechende gesetzliche Grundlage. Eine solche soll geschaffen werden, damit die Verwal­
tungsstellen ihr Hausrecht wirksam wahrnehmen können. Die Videoüberwachung kann dabei dem Schutz 
von Personen und Sachen vor Übergriffen dienen. Aufgrund ihres abschreckenden, präventiven Charak­
ters sollen potenzielle Täter von ihren Handlungen abgehalten werden. Die Regelung erfolgt im kantona­
len Datenschutzgesetz. Die Verwaltungsstellen, also insbesondere auch diejenigen der Gemeinden, kön­
nen sich so für die Durchführung einer Videoüberwachung unmittelbar auf die neue Bestimmung im 
Datenschutzgesetz berufen.

In der landrätlichen Kommission wie auch im Landrat war die Vorlage unbestritten. Die Kommission 
beantragte drei kleinere Anpassungen, welche vom Landrat übernommen wurden. Der Landrat bean­
tragt der Landsgemeinde, der Vorlage zuzustimmen. 

1. Ausgangslage
Die Kantonspolizei wehrt mit präventiven und repressiven Massnahmen drohende Gefahren für die öffentli-
che Sicherheit und Ordnung ab. Sie verhütet Unfälle und Straftaten und wirkt bei deren Aufklärung mit. Die 
Kantonspolizei leistet jenen Menschen Hilfe, die bedroht oder anderweitig in Not sind. Zusammengefasst 
sind dies die wichtigsten Aufgabenbereiche, die das Polizeigesetz des Kantons Glarus (PolG) in Artikel 2 der 
Kantonspolizei zur Erfüllung überträgt. Das Polizeigesetz wurde 2007 von der Landsgemeinde erlassen. 
Infolge der gesellschaftlichen Entwicklungen der letzten Jahre sowie neuer rechtlicher Rahmenbedingungen 
ist dieses anzupassen, damit weiterhin eine ausreichende Grundlage für die wirksame polizeiliche Aufgaben-
erfüllung besteht. Das Bundesgericht fordert für Massnahmen, die von der Polizei getroffen werden, grund-
sätzlich Bestimmungen auf formell-gesetzlicher Stufe. Ein Rückgriff auf die sogenannte polizeiliche General-
klausel ist auf unvorhersehbare Notfälle beschränkt.

Mit Blick hierauf drängen sich vor allem hinsichtlich des Datenschutzes wesentliche Anpassungen im Polizei-
gesetz auf. Dazu finden sich dort zu wichtigen Punkten nur rudimentäre Regelungen. Begrifflich besteht des 
Weiteren eine ungenügende Abstimmung auf die allgemeinen Normen im kantonalen Gesetz über den Schutz 
von Personendaten (Datenschutzgesetz). Dies erschwert die Auslegung in der Praxis. Insbesondere fehlt es 
an klaren sowie umfassenden Regeln bezüglich der Datenweitergabe. Festgestellt wurde zudem, dass im 
Kanton Glarus kein konzeptionelles Vorgehen für die frühzeitige Erkennung von Gewalttaten existiert. Mel-
dungen von Bürgern oder Behörden über bedrohliches Verhalten werden im Rahmen der alltäglichen Polizei-
arbeit von den Polizisten bearbeitet, ohne auf speziell definierte Abläufe zurückgreifen zu können. Gemessen 
am heutigen Stand der Kenntnisse im Bereich der Gewaltprävention besteht hier Optimierungspotenzial. Die-
ses zu realisieren, erfordert aber eine Anpassung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen. 

In ihrer Tätigkeit ist die Kantonspolizei auch verstärkt mit Jugendkriminalität konfrontiert. Im Zuge der Umset-
zung der vom Landrat im Jahre 2012 beschlossenen Korpsaufstockung wurde deshalb ein eigener Fachbe-
reich Jugendpolizei eingerichtet. Seit Juni 2015 leisten speziell ausgebildete Jugendkontaktpolizisten vorwie-
gend präventive Arbeit. Sie unterstützen ausserdem andere kantonale Verwaltungsstellen bei ihrer Arbeit mit 
Jugendlichen.
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Minderjährige weisen ein besonderes Schutzbedürfnis auf. Die Kantonspolizei hat diesem beim Ergreifen von 
Massnahmen gebührend Rechnung zu tragen. Es sollen deshalb zwei Bestimmungen in das Polizeigesetz 
aufgenommen werden, welche die zu wahrenden Interessen von Minderjährigen im Falle eines Kontaktes mit 
der Polizei festhalten. Sie bringen gleichzeitig die Wichtigkeit zum Ausdruck, die dem angemessenen 
Umgang mit Jugendlichen in der polizeilichen Arbeit zukommt. Bei der Vermisstensuche ist die Kantonspoli-
zei sodann darauf angewiesen, schnell zu Informationen zu gelangen, die nützliche Anhaltspunkte über den 
Verbleib der vermissten Person zu liefern vermögen. Im Bereich der Überwachung des Fernmeldeverkehrs 
und der Herausgabe von Unterlagen zum Geldverkehr wird deshalb dem Polizeikommandanten die Befugnis 
eingeräumt, entsprechende Anordnungen zu treffen. Die rechtlichen Grundlagen hierfür fehlten bisher bzw. 
waren nicht auf formell-gesetzlicher Stufe geregelt. Eine separate Rechtsgrundlage ist schliesslich erforder-
lich für die Möglichkeit einer verdeckten Ausschreibung im Schengener Informationssystem bzw. SIRENE-
Büro.

Heute überwachen kantonale wie auch kommunale Verwaltungsstellen öffentliche Räume mit Videokameras, 
um etwa Eingänge kontrollieren oder Gebäude vor Vandalismus schützen zu können. Mit Ausnahme der Kan-
tonspolizei in den Artikeln 25–26a des Polizeigesetzes verfügt jedoch keine der betreffenden Stellen über 
eine ausreichende gesetzliche Grundlage. Eine solche soll geschaffen werden, damit diese ihr Hausrecht 
wirksam wahrnehmen können. Die Videoüberwachung kann dabei dem Schutz von Personen und Sachen vor 
Übergriffen dienen. Aufgrund ihres abschreckenden, präventiven Charakters sollen potenzielle Täter von 
ihren Handlungen abgehalten werden. Die Regelung ist im kantonalen Datenschutzgesetz vorgesehen. So 
lässt sich auf bereichsspezifische Ermächtigungsnormen verzichten. Die Verwaltungsstellen, insbesondere 
auch diejenigen der Gemeinden, können sich so für die Durchführung einer Videoüberwachung unmittelbar 
auf die neue Bestimmung im Datenschutzgesetz berufen.

Wegen der thematischen Nähe zu weiteren zur Revision beantragten Normen im Polizeigesetz wird auf eine 
separate Vorlage zur Anpassung des Datenschutzgesetzes verzichtet und diese zusammen mit den Änderun-
gen des Polizeigesetzes in einer Vorlage zur Beschlussfassung unterbreitet. Die Voraussetzung der Wahrung 
der Einheit der Materie ist gegeben.

2. Vernehmlassung 
Der Regierungsrat verabschiedete im September 2015 die Vorlage zuhanden der Vernehmlassung. Der 
Ge setzesentwurf stiess bei den teilnehmenden Parteien sowie den Gemeinden auf grosse Akzeptanz.

3. Polizeiliche Datenschutzbestimmungen
Der polizeiliche Datenschutz ist derzeit im 5. Titel, «Polizeiliche Daten», des Polizeigesetzes geregelt. Er 
umfasst fünf Bestimmungen. Im Übrigen wird auf das Datenschutzgesetz verwiesen. Neu sollen nicht zusätz-
liche Bestimmungen geschaffen werden, sondern in erster Linie Bestehendes mit Blick auf das Legalitäts-
prinzip ausführlicher gefasst und Überflüssiges gestrichen werden. Zur Erkennung von Gewalttaten wird eine 
separate Norm vorgeschlagen, die es öffentlichen Organen erlaubt, Daten von gewalttätigen Personen früh-
zeitig zu bearbeiten bzw. zu melden. Das Gerüst des angepassten polizeilichen Datenschutzrechts soll aus 
sechs Bestimmungen bestehen, die systematisch geordnet und konkreter formuliert sind.

Als wichtige Anpassung in den Datenschutzbestimmungen des Polizeigesetzes ist die Einführung der begriff-
lichen Unterscheidung zwischen Personendaten und besonders schützenswerten Personendaten sowie Per-
sönlichkeitsprofilen zu nennen. Besonders schützenswerte Personendaten sind sensible Personendaten, d.h. 
Informationen, bei denen wegen ihrer Bedeutung oder verknüpft mit anderen Informationen die besondere 
Gefahr einer Persönlichkeitsverletzung besteht. Sie beeinflussen beispielsweise Ansehen und soziale Gel-
tung. Besonders schützenswerte Daten können unter anderem Informationen über religiöse und weltan-
schauliche Ansichten sowie solche über die Gesundheit, Intimsphäre oder strafrechtliche Sanktionen darstel-
len. Für sich alleine sind diese Personendaten zwar oft nicht gefährlich, jedoch in einem bestimmten Kontext. 
Zu den Persönlichkeitsprofilen gehören Zusammenstellungen von Informationen, die eine Beurteilung wesent-
licher Aspekte der Persönlichkeit erlauben. An sich nicht sensitive Personendaten können durch ihre Zusam-
menführung zu einer Gefährdung der Persönlichkeitsrechte führen. Besonders schützenswerte Personen-
daten und Persönlichkeitsprofile lassen sich als Teilmengen der Personendaten betrachten.

Bisher wird im Polizeigesetz lediglich der Begriff der Personendaten verwendet. Deshalb erweist sich als 
unklar, ob die Regelungen zur Datenverarbeitung für alle Personendaten in gleicher Weise gelten bzw. inwie-
fern hinsichtlich der verschiedenen Kategorien bei der Rechtsanwendung eine Unterscheidung zu treffen ist. 
Ein Rückgriff auf die Bestimmungen im kantonalen Datenschutzgesetz hilft dabei nur beschränkt. Dieses und 
die bundesgerichtliche Rechtsprechung verlangen bei den besonders schützenswerten Personendaten und 
den Persönlichkeitsprofilen erhöhte Voraussetzungen für eine Datenbearbeitung. Eine solche ist danach 
grundsätzlich nur erlaubt, wenn eine ausreichend bestimmte formell-gesetzliche Grundlage vorhanden ist. 
Diesem Erfordernis wird vorliegend entsprochen, indem der Umgang mit den besonders schützenswerten 
Personendaten eine explizite und konkrete Regelung erfährt. Insbesondere wird eine wichtige Form der 
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Datenverarbeitung, nämlich die Datenweitergabe, ausführlich geregelt. Damit wird mit dem polizeilichen 
Datenschutzrecht in anderen Kantonen gleichgezogen und die Rechtsanwendung für den Polizeifunktionär 
erleichtert, im Ergebnis aber auch sein Ermessen eingeschränkt.

Zur Streichung vorgeschlagen werden diejenigen Bestimmungen im Polizeigesetz, welche die Auskunft und 
die Berichtigung sowie die Aufbewahrung von Personendaten zum Inhalt haben (Art. 30 Abs. 3 und Art. 32). 
Einerseits finden sich im kantonalen Datenschutzgesetz hierzu bereits praktisch identische Regelungen. Sie 
sollen im Polizeigesetz nicht nochmals wiederholt werden. Stattdessen genügt dort ein allgemeiner Verweis, 
dass die Bestimmungen des kantonalen Datenschutzgesetzes subsidiär zur Anwendung gelangen, wie er im 
Übrigen heute schon in Artikel 30 Absatz 1 PolG besteht. Andererseits ist die aktuelle Regelung zur Datenauf-
bewahrung derart unbestimmt, dass sich daraus über die für den Persönlichkeitsschutz wichtige Löschung 
von Daten keine genügend verbindlichen Vorgaben ableiten lassen. Vorgesehen ist deshalb als Ersatz der 
Erlass einer separaten Verordnung zum polizeilichen Datenschutzrecht durch den Regierungsrat. Darin sollen 
unter anderem die Löschungsfristen für die verschiedenen Datenkategorien ausführlich geregelt werden. 
Dies erweist sich angesichts des Detaillierungsgrades der Thematik als stufengerecht. Die entsprechende 
Delegationsnorm findet sich, wie schon im jetzigen Recht, in Artikel 33 PolG. Bisher waren die Löschungsfris-
ten in Form interner Weisungen festgelegt.

4. Erkennen und verhindern von Gewalttaten (Bedrohungsmanagement)

4.1. Allgemeines

Schwere Gewaltdelikte im öffentlichen und privaten Bereich sowie Drohungen gegen Angestellte der Verwal-
tung gehören zunehmend zum Alltag. Besonders tragische und medial bekannte Fälle sind die Amokläufe 
von Zug (Friederich L./2001), Biel (Peter Hans K./2010), Pfäffikon/ZH (Shani S./2011) oder Menznau (Viktor 
B./2013). Mit einer methodisch strukturierten Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Fachstellen und der 
Polizei könnten solche Ereignisse gemäss heutigen Erkenntnissen vielfach im Vorfeld erkannt, besser einge-
schätzt und deshalb viel eher verhindert werden. Im Kanton Glarus erfolgt derzeit kein entsprechend struktu-
riertes Vorgehen hinsichtlich möglicher Gewalttaten. Einzelanzeigen von bedrohten Bürgern oder Behörden 
gehen an die Polizeidienststellen und werden dort im Rahmen der alltäglichen Polizeiarbeit bearbeitet. Mit 
der Schaffung einer interdisziplinären Fachgruppe, die fallbezogen und begleitend tätig ist, liesse sich die 
Ausgangslage für die frühzeitige Erkennung von Gewalttaten auch im Kanton Glarus verbessern. Von kompe-
tenten Personen würden einzelne Meldungen analysiert sowie ernsthafte Bedrohungslagen mit massge-
schneiderten Massnahmen begleitet. Diese Vorgehensweise bedingt in der kantonalen Verwaltung allerdings 
eine departementsübergreifende Zusammenarbeit. Datenschutzrechtlich bedarf es sodann der Erlaubnis, 
dass Informationen über Bedrohungssituationen gemeldet und von der Fachgruppe analysiert werden dür-
fen. Gesetzliche Grundlagen sind hierfür derzeit im kantonalen Recht nicht vorhanden. Das systematische 
Vorgehen zur Verhinderung von Gewalttaten durch frühzeitiges Erkennen von bedrohlichem Verhalten wird 
auch als Bedrohungsmanagement bezeichnet. 

Aus der Verwaltung wurde im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens die Frage aufgeworfen, inwiefern 
bauliche Massnahmen bei der Abwehr von Gewalttaten gegenüber Behörden heute eine Rolle spielen. Hierzu 
ist zu sagen, dass Massnahmen im baulichen bzw. technischen Bereich – etwa Schleusen und Türöffnungs-
systeme – heute teilweise vorhanden sind und eine schützende Funktion erfüllen. Ihr Wirkungsbereich ist 
aber beschränkt, zumal damit bedrohte Personen nur in Gebäuden vor Angriffen bewahrt werden können. 
Zur Verhinderung von Gewalttaten erweist es sich vielmehr als wesentlich, gefährliches Verhalten frühzeitig 
zu erkennen, wie es mit einem Bedrohungsmanagement ermöglicht wird. Bauliche Massnahmen bilden eine 
nützliche Ergänzung hierzu.

4.2. Funktion des Kantonalen Bedrohungsmanagements

Mit dieser Vorlage werden die gesetzlichen Grundlagen für das Kantonale Bedrohungsmanagement (KBM) 
eingeführt. In einzelnen Amtsstellen der kantonalen Verwaltung und der Gemeinden werden Mitarbeitende in 
einer rund eintägigen Schulung als Ansprechpersonen in der Bedrohungs-Thematik ausgebildet. Diese neh-
men die Ersteinschätzung von Bedrohungsereignissen vor, beraten Betroffene und entscheiden, ob ein Fall 
weitergeleitet werden soll. Hat eine Meldung zu erfolgen, so geschieht dies in standardisierter Form an eine 
zentrale Stelle. Die Ansprechpersonen in den einzelnen Amtsstellen nehmen ihre Aufgabe im Rahmen ihrer 
bisherigen Tätigkeit wahr. Die zentrale Stelle, an welche die Meldungen zu ergehen haben, ist als Dienststelle 
für Bedrohungsmanagement bei der Kantonspolizei angesiedelt. Sie wird mit einer ausgebildeten Fachper-
son besetzt, die auch die Ansprechpersonen in ihrer Tätigkeit unterstützt. Je nach Schwere der Bedrohungs-
lage kann von der Fachstelle für Bedrohungsmanagement situativ ein interdisziplinäres Kernteam einberufen 
werden. Dieses besteht aus Fachleuten aus verschiedenen Ämtern und Institutionen (Staats- und Jugendan-
waltschaft, Psychiatrische Dienste, Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde, Polizei usw.). Das Kernteam 
beurteilt und legt fallbezogene und -begleitende Massnahmen zur Prävention fest (Fallmanagement). Die 
Abläufe im Zusammenhang mit dem KBM lassen sich wie folgt skizzieren:
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Aus der Verwaltung wurde in diesem Zusammenhang angemerkt, dass die Bezeichnung und Ausbildung von 
Ansprechpersonen auf besonders gefährdete Einrichtungen zu beschränken sei. Aufgrund der Seltenheit der 
Vorkommnisse erwiese sich dies als ressourcenschonender, zumal es bei fehlender Praxis schnell zu einer 
Überforderung der betreffenden Person kommen könne. In der Umsetzung des Bedrohungsmanagements 
wird dieses Vorbringen beachtet. Die übrigen Verwaltungsstellen sollen entweder eine Ansprechperson einer 
anderen Organisationseinheit in Anspruch nehmen oder sich direkt an die Kantonspolizei wenden können. 
Die genaue Struktur wird im Einzelnen noch festzulegen sein. Die entsprechenden Erhebungen werden nach 
Verabschiedung der Vorlage erfolgen und sich nach den Bedürfnissen der Verwaltungsstellen richten.

4.3. Gesetzliche Voraussetzungen

Für das Betreiben eines funktionierenden Bedrohungsmanagements ist die Möglichkeit des Daten- bzw. 
Informationsaustausches zwischen den betroffenen Amtsstellen wesentlich. Dazu braucht es jedoch entspre-
chende Rechtsgrundlagen. Charakteristisch für das Bedrohungsmanagement bzw. das Fallmanagement zur 
Verhinderung von Gewalttaten durch frühzeitiges Erkennen von bedrohlichem Verhalten ist, dass präventiv 
oder eben frühzeitig Massnahmen eingeleitet werden. Dies bedingt, dass insbesondere Meldungen und 
nähere Analysen nicht erst dann möglich sind, wenn eine Gefahr unmittelbar droht. Die Schwelle der Daten-
bearbeitung beim Bedrohungsmanagement ist somit zeitlich nach vorne verschoben. Weil es hier oft um 
besonders schützenswerte Personendaten geht, erweist es sich als problematisch, die Handlungen nur auf 
die üblichen Bekanntgabenormen und den ebenso allgemeinen polizeigesetzlichen Aufgabenkatalog zu stüt-
zen. Wegen der beim Bedrohungsmanagement erfolgenden Verschiebung der Eingriffsmöglichkeit in das 
Gefahrenvorfeld ist es deshalb angezeigt, eine konkrete Rechtsgrundlage zu schaffen, die den Ansprüchen 
der Voraussehbarkeit wirklich genügt. Ausserdem erleichtert eine klare Bestimmung die Anwendung bzw. die 
Beurteilung der Verhältnismässigkeit durch die Behörden, was vorliegend ebenfalls den Erlass von konkreten 
Normen rechtfertigt.

Die wesentlichen Punkte des Bedrohungsmanagements sollen also formell-gesetzlich geregelt werden. Dazu 
gehören die Datenbekanntgabe, aber auch die Organisation und die vorgesehenen Massnahmen. Das Poli-
zeigesetz wird hierfür mit drei Bestimmungen ergänzt (Art. 14a, 32b und 34a). So erfolgt im neuen Artikel 14a 
PolG die Einführung der sogenannten Gefährderansprache. Sie bildet beim KBM ein wirkungsvolles Mittel, 
den Gefährder auf sein Handeln und auf die Konsequenzen daraus ansprechen zu können. Der neue  
Artikel 32b PolG stellt die eigentliche Rechtsgrundlage für das Betreiben eines KBM im Kanton Glarus dar. In 
ihr wird die Informationsweitergabe an die Polizei bei Personen mit Anzeichen auf Gewaltbereitschaft aus-
führlich geregelt. Im Weiteren enthält sie grundlegende Vorgaben zur Aufbewahrungsdauer und Löschung 
von erhobenen Daten. In Artikel 34a PolG findet sich schliesslich die Rechtsgrundlage für die Bildung eines 
fachübergreifenden Kernteams. Mit diesen Bestimmungen werden im Polizeigesetz entlang der verfassungs-
mässigen Grundsätze die Grenzen definiert, in denen die Kantonspolizei das Bedrohungsmanagement führen 
und zur Abwehr von Gefahren und Verhütung von Straftaten Informationen über Personen einholen, bearbei-
ten und halten kann.
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5. Zusätzliche Änderungen des Polizeigesetzes

5.1. Schutz von Minderjährigen

Der Staat hat Minderjährigen gegenüber im Allgemeinen eine besondere Sorgfaltspflicht zu beachten. Dieser 
Grundsatz gilt vor allem bei Zwangsmassnahmen der Polizei. Der Kantonspolizei stehen zwei Jugendsachbe-
arbeiter zur Verfügung. Diese befassen sich insbesondere mit präventiver Jugendpolizeiarbeit, mit der Ver-
netzung von weiteren kantonalen und ausserkantonalen Diensten im Interesse der Jugendbetreuung, aber 
auch mit repressiver Ermittlungstätigkeit. Deshalb ist es wichtig, zeitgemässe Rechtsgrundlagen zur Verfü-
gung zu stellen. Dies hat eine Signalwirkung nach innen für die Jugendkontaktpolizei, aber auch nach aussen 
für die davon betroffenen Jugendlichen, Eltern oder gesetzlichen Vertreter. Dieser in der Praxis gelebte allge-
meine Grundsatz soll im Polizeigesetz seinen ausdrücklichen Niederschlag finden (Art. 7a). Die Verhaftung 
von Minderjährigen im Besonderen ist ein besonders schwerer Eingriff in die Persönlichkeitsrechte des 
Betroffenen und dessen gesetzlichen Vertreter. Für diesen Spezialfall soll im Polizeigesetz die bisherige Pra-
xis festgehalten werden, dass sofort der gesetzliche Vertreter benachrichtigt werden muss (Art. 17 Abs. 2a), 
sofern die polizeilichen Ermittlungen dadurch nicht behindert werden. Im Vordergrund steht hier, dass die 
gesetzlichen Vertreter wissen, wo sich das Kind aufhält bzw. weshalb es nicht nach Hause kommt. Damit 
wird der Stellung der Eltern angemessen Rechnung getragen. Die vorliegende Pflicht zur Information ist auf 
die Ingewahrsamnahme beschränkt.

5.2. Vermisstensuche

Mehrmals jährlich obliegt der Kantonspolizei die Suche nach vermissten Personen, die unerwartet spurlos 
verschwunden sind und die Angehörigen nicht wissen, ob sie noch leben bzw. ob sie verunfallt oder einem 
Verbrechen zum Opfer gefallen sind. Bei der Suche nach Vermissten sind Daten über den Fernmeldeverkehr 
sowie über Geldbezüge bei Banken ein wichtiges Hilfsmittel. Sie geben der Polizei regelmässig wichtige Auf-
schlüsse darüber, ob die Person in Gefahr ist oder nicht mehr als vermisst zu gelten hat bzw. ob die Suche 
fortzusetzen ist. Das Bundesgesetz betreffend die Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs (BÜPF) 
weist eine entsprechende Rechtsgrundlage auf, verlangt jedoch in Artikel 3 Absatz 4 ausdrücklich, dass die 
Kantone in Vermisstenfällen die Überwachungsmassnahmen anordnende Behörde, die Genehmigungsbe-
hörde und die Beschwerdeinstanz zu bezeichnen haben. Die Anordnungskompetenz soll im Kanton Glarus 
beim Polizeikommandanten und die Genehmigungskompetenz beim Zwangsmassnahmengericht liegen. Für 
die Herausgabe von Informationen über die letzten Geldbezüge durch die Banken wird eine separate Rechts-
grundlage geschaffen und die Anordnungskompetenz analog zur Überwachung des Post- und Fernmeldever-
kehrs dem Polizeikommandanten zugewiesen (Art. 25b PolG). In der Vernehmlassung wurde zusätzlich die 
Überprüfung durch das Zwangsmassnahmengericht verlangt. Im Gegensatz zur Überwachung des Post- und 
Fernmeldeverkehrs fordert das Bundesrecht für die Herausgabe von Informationen über die letzten Geldbe-
züge durch die Banken bei der Vermisstensuche jedoch keine richterliche Genehmigung. Es handelt sich um 
eine weniger einschneidende Massnahme. In Abwägung der auf dem Spiel stehenden Interessen soll diese 
deshalb vom Polizeikommandanten selber angeordnet werden können und damit der erforderlichen Schnel-
ligkeit Rechnung getragen werden.

5.3. Weitere Änderungen

Zur Verbrechensbekämpfung betreibt der Bund gemäss Verordnung über die Bearbeitung biometrischer und 
erkennungsdienstlicher Daten eine Datenbank mit biometrischen Daten. Damit der Bund diese Daten bewirt-
schaften kann, bezeichnet jeder Kanton eine zentrale Meldestelle, welche dem Bund die für die Datenlö-
schung notwendigen Informationen liefert. Praxisgemäss nimmt die jeweilige Kantonspolizei diese Aufgabe 
wahr. Diese Praxis ist auf eine formell-gesetzliche Grundlage zu stellen (Art. 13 Abs. 3 PolG). 

Die verdeckte Registrierung, vorgesehen in Artikel 33 der Verordnung über den nationalen Teil des Schenge-
ner Informationssystems, ermöglicht die verdeckte Ausschreibung von Personen im nationalen Fahndungsre-
gister (Ripol) als Terrorverdächtige. Die in jüngster Vergangenheit zunehmende Terrorgefahr macht es nötig, 
dass auch der Kanton Glarus mittels einer entsprechenden Rechtsgrundlage dieses Instrument im Bedarfsfall 
einsetzen kann (Art. 18a PolG). 

In der Vernehmlassung wurde noch vorgebracht, dass die in Artikel 25a PolG vorgesehene Möglichkeit zur 
Videoüberwachung mit Personenidentifikation überholt ist, weil damit faktisch ein Verbot von festinstallierten 
Videoüberwachungsanlagen festgelegt wird. Artikel 25a PolG wurde an der Landsgemeinde 2014 beschlos-
sen. Mit ihm wurde die frühere, verfassungswidrige Bestimmung zur Videoüberwachung abgelöst. Das  
Filmen von Personen im öffentlichen Raum setzt das Bestehen einer hinreichend bestimmten gesetzlichen 
Grundlage voraus. Diese ist im Kanton Glarus für die Polizei in den Artikeln 25 und 25a PolG gegeben.
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6. Anpassung des Datenschutzgesetzes
Erhebungen der kantonalen Aufsichtsstelle für Datenschutz haben gezeigt, dass Stellen der kantonalen  
Verwaltung (inkl. dezentralisierte Verwaltungseinheiten) wie auch solche der drei Gemeinden Videokameras 
einsetzen, die den allgemein zugänglichen öffentlichen Raum überwachen – sei es in Echtzeit oder durch 
Bildaufnahmen. Dabei steht der Einsatz nur in seltenen Fällen in einem direkten Zusammenhang mit der 
Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe. In den überwiegenden Fällen dient die Überwachung vielmehr ganz all-
gemein dem Schutz von Personen und Sachen vor strafbaren Handlungen bzw. zur Wahrnehmung des Haus-
rechts. Ohne eine formell-gesetzliche Grundlage, die den Zweck der Überwachung klar erkennen lässt und 
eine Beurteilung der Verhältnismässigkeit erlaubt, ist der Einsatz von optisch-elektronischen Anlagen zur 
Überwachung durch öffentliche Organe unzulässig. Das kantonale Datenschutzgesetz enthält derzeit keine 
Regelung für solche Videoüberwachungen. Auch stellt Artikel 13 der kantonalen Datenschutzverordnung 
keine Ermächtigungsnorm dar, sondern gibt lediglich die zulässigen Zwecke vor. Eine ausreichende gesetz-
liche Grundlage für den Einsatz von Audio- und Videoüberwachungsgeräten besteht derzeit nur für die Poli-
zei. Die Voraussetzungen dafür werden den ganzen öffentlichen Raum betreffend ausführlich in den Artikeln 
25, 25a und 26a PolG geregelt. Auf diese lässt sich aber eine Videoüberwachung durch andere öffentliche 
Organe ebenfalls nicht stützen.

Wenn also z. B. öffentliche Gebäude auch durch andere Verwaltungsstellen als die Kantonspolizei mit Video-
überwachung vor Vandalismus geschützt werden sollen, ist eine genügend bestimmte formell-gesetzliche 
Grundlage hierfür zu schaffen. Bei den Gemeinden, in denen eine Videoüberwachung mit Bildaufzeichnungen 
im Einsatz ist, stützt sich diese heute auf ein von der Exekutive oder der Verwaltung erlassenes Reglement. 
Die Überwachung mit Bildaufzeichnung verlangt jedoch, wie erwähnt, eine formell-gesetzliche Grundlage. 
Diese soll durch Anpassung des kantonalen Datenschutzgesetzes in Artikel 7a erfolgen. Die aktuelle Praxis 
wird damit nachgeführt bzw. gesetzlich legitimiert. Vorgesehen ist die Schaffung einer allgemeinen Bestim-
mung, die es sämtlichen dem Gesetz unterstellten öffentlichen Organen erlaubt, unter bestimmten Vorausset-
zungen und für bestimmte Zwecke öffentliche Räume mit optisch-elektronischen Bildübermittlungs- und 
Bildaufzeichnungsgeräten zu überwachen. Damit kann auf bereichsspezifische Ermächtigungsnormen ver-
zichtet werden. Eine weitergehende Gesetzgebung entfällt also.

In der Vernehmlassung wurde darauf hingewiesen, bei der Formulierung der allgemeinen Bestimmung für die 
Videoüberwachung im Datenschutzgesetz darauf zu achten, dass im Bereich der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung keine Überlappungen der Befugnisse der Kantonspolizei mit solchen der Gemeinden oder anderer 
öffentlicher Organe geschaffen werden. Massnahmen zum Schutz von Personen und Sachen vor Übergriffen 
im öffentlichen Raum sowie deren Verfolgung sind heute gemäss Polizeigesetz Aufgabe der Kantonspolizei 
bzw. der kantonalen Strafverfolgungsbehörden. Diese Aufgabenteilung soll so beibehalten werden. Gewisse 
polizeiliche Kompetenzen der Gemeinden erweisen sich allerdings als sinnvoll, soweit es um die Wahrneh-
mung des Hausrechts geht. Gleiches gilt sinngemäss für andere öffentliche Organe. Ihre Möglichkeit zur 
Videoüberwachung soll daher nur im Rahmen des Hausrechts möglich sein. Dazu gehören die Gebäude mit 
dem Gebäudeareal. Die Überwachung des darüber hinausgehenden öffentlichen Raums fällt in die Zuständig-
keit der Kantonspolizei. Sie richtet sich nach den separaten Bestimmungen in den Artikeln 25 f. PolG.  
Die Formulierung von Artikel 7a des Datenschutzgesetzes wird gegenüber derjenigen in der Vernehmlas-
sungsvorlage im Sinne der obigen Ausführungen entsprechend präzisiert.

7. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen

7.1. Polizeigesetz des Kantons Glarus

Titel

Da ohnehin klar ist, dass es sich um das Polizeigesetz des Kantons Glarus handelt, wird der entsprechende 
Hinweis gestrichen. Ausserdem wird die bisher geläufige Legalabkürzung PolG formell eingeführt. Sie erleich-
tert das Zitieren des Erlasses.

Artikel 7a; Minderjährige

Diese Bestimmung zeichnet die bereits geltende Praxis nach. Bei Minderjährigen sind beim Ergreifen von 
polizeilichen Massnahmen im Besonderen dem Gebot der Verhältnismässigkeit Rechnung zu tragen und nur 
diejenigen Zwangsmassnahmen anzuwenden, die zur Erreichung des Handlungsziels (Sicherheit, Schutz der 
Minderjährigen, Aufklärung einer Straftat) unbedingt notwendig sind. Gleichzeitig muss der gesetzliche Ver-
treter über die polizeiliche Massnahme orientiert werden, solange nicht wichtige übergeordnete Interessen 
dem entgegenstehen. Ein übergeordnetes Interesse kann beispielsweise dann bestehen, wenn Eltern eben-
falls als Täter oder Mittäter des Jugendlichen im Fokus der Ermittlungen stehen oder bereits verhaftet wur-
den. Das ist allerdings sehr selten der Fall. Aufgrund dieser Bestimmung werden Jugendliche nur inhaftiert, 
wenn keine andere Lösung mehr in Frage kommt. Ihre Stellung im sozialen Umfeld soll solange wie möglich 
erhalten bleiben. Ebenfalls wird hinsichtlich der Haftdauer das Interesse des Jugendlichen, die Lehre oder die 
Schule nicht zu unterbrechen, hoch gewichtet.
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Artikel 13; Erkennungsdienstliche Massnahmen

Der Bundesrat bestimmt in Artikel 22 Absatz 3 der Verordnung über die Bearbeitung biometrischer und 
erkennungsdienstlicher Daten, dass die Kantone eine zentrale Stelle zu benennen haben, die zur Erstattung 
der Meldung für das Eintreten der gesetzlichen Voraussetzungen zur Löschung der Daten von Personen und 
von Spuren verantwortlich ist. DNA-Spuren und Fingerabdrücke werden von der Kantonspolizei in eng defi-
niertem Rahmen bei verdächtigen Personen erhoben. Diese biometrischen, persönlichen Spuren können 
dazu dienen, einer verdächtigen Person eine Straftat nachzuweisen. Zudem bleiben solche Daten von verur-
teilten Tätern für eine klar definierte Frist in der Bundesdatenbank gespeichert. Damit besteht die Möglich-
keit, den verurteilten Täter bei weiteren Straftaten erneut zu überführen. Wird das Verfahren eingestellt oder 
der Verdächtige freigesprochen, so werden diese Daten sofort gänzlich gelöscht. Im Kanton Glarus meldet 
die Strafverfolgungsbehörde nach Beendigung des Strafverfahrens der Kantonspolizei als zentrale Stelle für 
die DNA-Spuren und Fingerabdrücke das konkrete Löschdatum. Die Kantonspolizei leitet diese Daten der 
zuständigen Bundesstelle weiter. Mit vorliegender Ergänzung des Polizeigesetzes wird die kantonale zentrale 
Stelle rechtlich festgelegt.

Artikel 14a; Gefährderansprache

Die Gefährderansprache ist für die Kantonspolizei eine wichtige Massnahme, um eine allfällige Gewalteskala-
tion im Voraus zu verhindern. Vorliegend wird hierfür eine klare Rechtsgrundlage geschaffen. Die Gefährder-
ansprache setzt voraus, dass hinreichende Anzeichen für eine erhöhte Gewaltbereitschaft vorhanden sind. 
Mit der Formulierung «hinreichende Anzeichen» wird klargestellt, dass deutliche Anzeichen bestehen. Weiter 
haben sich die «hinreichenden Anzeichen» auf eine erhöhte Gewaltbereitschaft zu beziehen. Mit dem Aus-
druck «erhöhte Gewaltbereitschaft» wird gefordert, dass die Gefahr besteht, dass es tatsächlich zu einer 
Gewalttat kommen könnte. Es braucht aber nicht eine unmittelbar drohende Gefahr zu sein. Auffälliges, 
impulsives oder querulatorisches Verhalten genügt nicht. Die Wahrscheinlichkeit der Ausübung einer Gewalt-
tat muss durch Tatsachen hinreichend belegt sein. Die erhöhte und gegen Dritte gerichtete Gewaltbereit-
schaft kann sich in Äusserungen (z. B. in unterschwelligen, diffusen Drohungen) oder in einem Verhalten 
manifestieren. Unter Gewalt oder Gewalttat im Zusammenhang mit dem KBM werden physische, psychische 
oder sexuelle Übergriffe verstanden, d. h. es können verschiedene Rechtsgüter betroffen sein. Die Ermah-
nung kann spontan oder nach Anmeldung zu Hause oder am Arbeitsplatz sowie mündlich oder schriftlich 
erfolgen. Ein Aufsuchen in den Privaträumen erfordert grundsätzlich die Zustimmung der betroffenen Person. 
Wird diese nicht erteilt oder das Gespräch verweigert, kann die Polizei eine Vorladung erlassen. Die Gefähr-
deransprache wird in der Regel durch Polizeioffiziere oder Mitglieder des interdisziplinären Kernteams ange-
ordnet und durch erfahrene Korpsangehörige der Kantonspolizei durchgeführt. Sie hat nicht nur den Zweck, 
zu ermahnen, sondern soll den Gefährder auch auf sein Verhalten aufmerksam machen.

Artikel 17; Polizeigewahrsam

Im vorliegenden neu eingefügten Absatz 2a geht es um die Pflicht der Kantonspolizei, im Falle der Verhaftung 
einer minderjährigen oder unter Beistandschaft stehenden Person unmittelbar den gesetzlichen Vertreter 
über diese Massnahme zu benachrichtigen. Dieses Vorgehen entspricht bereits der heutigen Praxis und ist 
aufgrund der wichtigen Signalwirkung im Gesetz festzuschreiben. Die sofortige Informationspflicht der Eltern 
bzw. der Erziehungsverantwortlichen wird jedoch eingeschränkt für den Fall, dass dadurch die polizeilichen 
Ermittlungen behindert würden. Dabei muss jedoch eine gewisse Schwere vorliegen. Diese ist insbesondere 
dann gegeben, wenn durch die Benachrichtigung der Eltern ernsthafte Kollusionsgefahr (Vernichten von 
Beweismitteln oder Beeinflussen von weiteren Personen) ausgelöst würde.

Artikel 18; Verdeckte Registrierung

Absatz 2 wird dahingehend präzisiert, dass eine öffentliche Ausschreibung mit Bild erfolgen kann. Damit wird 
den Anforderungen an die hinreichende Bestimmtheit einer gesetzlichen Norm entsprochen. Im Rahmen der 
in den Artikeln 33 f. der Verordnung über den nationalen Teil des Schengener Informationssystems enthalte-
nen Gesetzesgrundlage kann die Kantonspolizei Personen oder Sachen zwecks verdeckter Registrierung 
oder gezielter Kontrolle verdeckt ausschreiben, falls hierfür eine kantonale Gesetzesgrundlage besteht. Im 
Zuge der jüngsten, international grösser gewordenen Terrorgefahr gewann die Möglichkeit der verdeckten 
Registrierung von möglichen Terroristen konkret an Bedeutung. So ist es mittlerweile auch für den Kanton 
Glarus wichtig, diese Massnahme der verdeckten Ausschreibung analog zu den übrigen Kantonen durchfüh-
ren zu können. Entsprechend ist die notwendige kantonale Gesetzesgrundlage zu schaffen (Abs. 3).

Artikel 25b; Massnahmen bei Vermisstensuche

Die Suche nach Vermissten mit der Notwendigkeit einer Standortbestimmung über das Mobilfunknetz kann 
nicht dem Tagesgeschäft der Kantonspolizei zugerechnet werden. Zudem geht es hier um einen besonders 
schützenswerten Bereich. Es ist deshalb gerechtfertigt, die Anordnungskompetenz auf die Stufe des Polizei-
kommandanten zu stellen (Abs. 1). Als Genehmigungsbehörde soll das Zwangsmassnahmengericht zustän-
dig sein. Dieses ist bereits heute in anderen Bereichen für die Genehmigung polizeilicher und staats -
anwaltschaftlicher Massnahmen zuständig (Abs. 1). Die Zuweisung der Genehmigung an das Zwangs- 
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mass nahmengericht verlangt eine formell-gesetzliche Grundlage. Der Umstand, dass es sich bei der Überwa-
chung des Post- und Fernmeldeverkehrs um eine einschneidende Massnahme handelt und die Anordnungs-
kompetenz bei einer Amtsstelle liegen soll, rechtfertigt ebenfalls eine Regelung auf formell-gesetzlicher Stufe. 
Bisher bestand nur eine Regelung auf Verordnungsstufe in Artikel 30 der Polizeiverordnung. Absatz 2 regelt 
die Möglichkeit, von Banken Informationen über die letzten Geldbezüge zu erhalten. Dabei werden sehr per-
sönliche Daten des Betroffenen erhoben. Auch hier wird die Anordnungskompetenz auf formell-gesetzlicher 
Stufe dem Polizeikommandanten zugewiesen.

Artikel 30a; Datenbearbeitung

Absatz 1 entspricht von seinem Wortlaut her weitgehend dem bisherigen Artikel 30 Absatz 2. Es wird darin 
der Polizei die Befugnis erteilt, zum Zweck der Erfüllung ihrer Aufgaben und der Führung der Geschäftskon-
trolle Daten zu bearbeiten. Mit dem Ausdruck «Datenbearbeitungssystem» wird angezeigt, dass die Bearbei-
tung der Daten mittels elektronischer Datenverarbeitung erfolgen kann. In Absatz 2 wird für die besonders 
schützenswerten Personendaten festgehalten, dass deren Bearbeitung nur erfolgen darf, wenn es für die 
polizeiliche Aufgabenerfüllung erforderlich ist. Neben der Notwendigkeit als Voraussetzung der Datenbear-
beitung wird in Absatz 2 zusätzlich verankert, dass die Datenbearbeitung auch geeignet sein muss. Bezogen 
auf die Kantonspolizei ergeben sich die zu erfüllenden Aufgaben grundsätzlich aus Artikel 2 PolG und sind 
damit genügend konkretisiert. Erforderlichkeit und Eignung als weitere Voraussetzungen der Datenbearbei-
tung beschränken die Kompetenz der Kantonspolizei im Bereich der besonders schützenswerten Daten aus-
reichend.

Artikel 31; Datenweitergabe

In dieser Bestimmung erfährt die Datenweitergabe als wichtige Unterart der Datenbearbeitung eine einlässli-
che Regelung. Diese will die jetzige Praxis nicht einschränken und auch nicht unnötig mittels eines Gesuchs-
verfahrens formalisieren. Dafür soll aber eine ausreichend bestimmte gesetzliche Grundlage geschaffen wer-
den. Festgelegt werden die Voraussetzungen der Datenweitergabe durch die Kantonspolizei an öffentliche 
Organe und Dritte (Abs. 1) sowie die Datenweitergabe durch öffentliche Organe an die Kantonspolizei  
(Abs. 2). Buchstabe a bildet jeweils die Grundlage für die Bekanntgabe ohne Anfrage. Voraussetzungen hier-
für sind eine unmittelbar drohende Gefahr für höhere Rechtsgüter und dass die Datenweitergabe für die 
Gefahrenabwehr notwendig bzw. geeignet ist, d.h. mit keiner weniger einschneidenden Massnahme der 
Zweck erreicht werden kann. Buchstabe b in den Absätzen 1 und 2 ist hingegen die Grundlage für die amts-
hilfeweise Datenweitergabe. Für die Kantonspolizei kann diese zur Erfüllung ihrer Aufgaben gemäss  
Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben a, b, c und g PolG erfolgen. Hier ist keine unmittelbar drohende Gefahr voraus-
gesetzt. Glaubhaftmachung durch die anfragende Stelle genügt. Die allgemeine Vollzugshilferegelung gemäss 
Artikel 3 PolG kommt hier nur ergänzend zur Anwendung. Das dürfte wohl in erster Linie im Bereich des  
Verfahrens der Fall sein. Absatz 3 der revidierten Bestimmung verweist im Übrigen für die weiteren Voraus-
setzungen, unter denen eine Datenweitergabe erfolgen kann, auf Artikel 10 des kantonalen Datenschutz-
gesetzes. Der bisherige Artikel 31 wird auf diese Weise genauer gestaltet, was dessen Auslegung erleichtert. 
Ersatzlos aufgehoben werden kann im Übrigen der bisherige Absatz 2, zumal diesem keine eigene bzw. bloss 
deklaratorische Bedeutung zukommt. 

Artikel 32b; Datenbearbeitung bei gewaltbereiten Personen

Gerade schwere Gewalttaten werden häufig mehr oder weniger deutlich angekündigt. Für ein wirksames 
Bedrohungsmanagement ist deshalb ein schneller Informationsfluss unerlässlich. Absatz 1 bildet die gesetz-
liche Grundlage für Meldungen an die Kantonspolizei. Dies stellt ein wesentliches Element des KBM dar. An 
das Absetzen einer Gefährdungsmeldung durch ein öffentliches Organ dürfen folglich keine allzu hohen 
Anforderungen gestellt werden. Es genügt, wenn bei einer Person Anzeichen einer Gewaltbereitschaft vorlie-
gen. Unter solchen sind allerdings nicht Gerüchte oder Mutmassungen zu verstehen. Auch ungebührliches 
Verhalten einer Person stellt noch kein Anzeichen einer Gewaltbereitschaft dar. Für das Melderecht wird vor-
ausgesetzt, dass aufgrund der gesamten Umstände – insbesondere der getätigten Äusserungen – eine 
Bereitschaft vorliegen könnte, physische, psychische oder sexuelle Gewalt gegenüber Dritten auszuüben. 
Dasselbe Melderecht steht auch Inhabern von Berufsausübungsbewilligungen gemäss Gesundheitsgesetz, 
also z. B. frei praktizierenden Ärzten, zu. Insofern ist das Berufsgeheimnis somit eingeschränkt. Die Vernehm-
lassungsvorlage sah die Verankerung des Melderechts von Medizinalpersonen nur in Absatz 1 dieser  
Bestimmung vor. Dies wird ebenfalls in Artikel 35 Absatz 3 des Gesundheitsgesetzes bei den übrigen 
Anzeige pflichten und -rechten festgehalten. Dadurch ist besser gewährleistet, dass die Inhaber von Berufs-
ausübungsbewilligungen über das ihnen zustehende Melderecht Kenntnis erlangen und entsprechend wahr-
nehmen. Die zentrale Verankerung ihrer Melderechte und -pflichten stellt auch eine Forderung der Ärzteschaft 
dar.

In der Umsetzung des KBM soll die Meldeerstattung an die Polizei grundsätzlich nicht unmittelbar durch 
jedes Mitglied oder jeden Angestellten eines öffentlichen Organs einzeln erfolgen können. Es ist vielmehr vor-
gesehen, innerhalb der Verwaltungsstellen einzelne Ansprechpersonen zu definieren, die nach einer Schu-
lung zur Ersteinschätzung der Lage befähigt sind und über eine Meldung an die Polizei befinden. Abzuklären, 
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ob tatsächlich Gewaltbereitschaft vorliegt, bleibt aber Sache der Kantonspolizei bzw. des interdisziplinären 
Kernteams. Die Ansprechperson braucht die mutmassliche Gewaltbereitschaft einer Person nicht vorgängig 
zu verifizieren oder sogar gutachterlich attestieren zu lassen. Absatz 2 bestimmt, dass die Kantonspolizei die 
eingegangenen Gefährdungsmeldungen auf ihre Relevanz hin überprüft. Dies hat selbstredend unverzüglich 
zu geschehen. Sofern notwendig, kann die Kantonspolizei hierfür besonders schützenswerte Personendaten 
bearbeiten bzw. weitere Informationen und Unterlagen einfordern und mit dem interdisziplinären Kernteam 
austauschen. Bestehen hinreichende Anzeichen für eine erhöhte Gewaltbereitschaft, hat die Polizei gemäss 
Absatz 3 entsprechende Massnahmen zu treffen. Die Schwelle ist hier höher angesetzt als beim Melderecht. 
Die Kantonspolizei ergreift erst Massnahmen, wenn konkrete Anhaltspunkte für eine mögliche Begehung 
einer Gewalttat vorhanden sind (s. hierzu auch Ausführungen zu Art. 14a). Eine Massnahme kann auch in der 
Orientierung eines potenziellen Opfers bestehen. Die Rechte des Gefährders sind soweit als möglich zu wah-
ren, d. h. diesem sind ergriffene Massnahmen grundsätzlich mitzuteilen. Fehlt es an hinreichenden Anzeichen 
für eine erhöhte Gewaltbereitschaft gegen Dritte, werden die im Vorfeld zu deren Verifizierung erhobenen 
Daten wieder gelöscht.

Artikel 33; Weitere Bestimmungen

In Absatz 1 werden Präzisierungen vorgenommen. Der Inhalt bleibt gegenüber der früheren Bestimmung 
weitgehend gleich. Gestützt auf diese Norm ist unter anderem vorgesehen, eine separate Verordnung zum 
polizeilichen Datenschutzrecht durch den Regierungsrat zu erlassen. Darin sollen unter anderem die 
Löschungsfristen für die verschiedenen Datenkategorien ausführlich geregelt werden. Absatz 1 erwähnt auch 
den Datenaustausch mit anderen Behörden und Aufzeichnungen von Videoaufnahmen als Gegenstände einer 
möglichen weitergehenden Regelung auf Verordnungsstufe.

Artikel 34a; Arbeitsgruppe zur Erkennung von Gewalttaten

Hier findet sich die Rechtsgrundlage für die Bildung einer ständigen interdisziplinären Arbeitsgruppe zur 
Erkennung von Gewalttaten. Diese setzt sich aus Fachleuten zusammen, die aus verschiedenen Ämtern 
stammen, die in unterschiedlichen Departementen angesiedelt sind (Staats- und Jugendanwaltschaft,  
Psychiatrische Dienste, Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde, Polizei usw.). Durch die fachübergreifende 
Struktur wird die allgemeine Organisationsordnung der Verwaltung, die nach Departementen gegliedert ist, 
tangiert. Diese Gruppe soll zudem permanent in einem datenschutzrechtlich sensiblen Bereich unterstützend 
tätig sein. Ihre Bildung ist deshalb auf formell-gesetzlicher Stufe festzuhalten.

7.2. Gesetz über den Schutz von Personendaten

Titel

Die Anpassung des Gesetzes über den Schutz von Personendaten wird zum Anlass genommen, zusätzlich 
zum bereits bestehenden Kurztitel die Legalabkürzung DSG einzuführen. 

Artikel 7a; Videoüberwachung

Diese Bestimmung bildet die formell-gesetzliche Ermächtigungsnorm, auf welche sich die dem Datenschutz-
gesetz unterstellten öffentlichen Organe bei der Überwachung des öffentlichen Raums mit Bildübermittlungs- 
und Bildaufzeichnungsgeräten berufen können. Sie legt den zulässigen Überwachungszweck, die Verant-
wortlichkeiten und die Aufsicht fest (Abs. 1 und 2). Die gesammelten Personendaten sind zu löschen, wenn 
sie nicht innerhalb einer bestimmten Frist zu Beweiszwecken für ein straf-, zivil- oder verwaltungsrechtliches 
Verfahren angefordert oder benötigt werden (Abs. 3). Am überwachten Ort muss auf den Umstand der Auf-
zeichnung wie auch auf die für die Überwachung verantwortliche Behörde in geeigneter Weise hingewiesen 
werden (Abs. 4). Im Einzelnen sei auch auf die Ausführungen zu Ziffer 6 verwiesen.

7.3. Gesetz über das Gesundheitswesen

Titel

Im Zuge der Einführung des Kantonalen Bedrohungsmanagements wird auch eine Bestimmung im Gesetz 
über das Gesundheitswesen angepasst. Dies wird zum Anlass genommen, auch dort eine Legalabkürzung, 
nämlich GesG, einzuführen. 

Inkrafttreten

Hinsichtlich des KBM sind Umsetzungsarbeiten erforderlich, insbesondere im organisatorischen Bereich und 
in der Ausbildung. Der Regierungsrat hat sodann noch weitere ausführende Bestimmungen zu erlassen. 
Damit dafür ausreichend Zeit besteht, soll das Inkrafttreten der Gesetzesänderungen auf den 1. Januar 2017 
erfolgen.
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8. Kostenfolgen
Das Kantonale Bedrohungsmanagement wird von der Kantonspolizei zusammen mit den kantonalen Sach-
verständigen aus den verschiedenen Fachbereichen (Mitglieder Kernteam) sowie den Ansprechpersonen der 
kantonalen Verwaltung und den Gemeinden betrieben. Sie erfüllen die damit zusammenhängenden Aufgaben 
im Rahmen ihrer normalen Tätigkeit. Es werden daher keine zusätzlichen Ressourcen beantragt. Kosten ent-
stehen lediglich für die Einführung des Bedrohungsmanagements. Dazu gehören insbesondere die Ausbil-
dung der Ansprechpersonen, der Koordinationsstelle und des Kernteams. Sie soll durch ein spezialisiertes 
Institut für Bedrohungsmanagement durchgeführt und begleitet werden. Es ist hier mit einmaligen Kosten 
von rund 40’000 Franken zu rechnen. Wiederkehrende Kosten in der Höhe von jährlich 3000 Franken fallen 
sodann für die Software «Dynamische Risikoanalyse» an. Bei den weiteren vorgeschlagenen Gesetzesbe-
stimmungen ist mit keinen nennenswerten zusätzlichen Kosten zu rechnen.

9. Beratung der Vorlage im Landrat

9.1. Landrätliche Kommission

Die landrätliche Kommission Recht, Sicherheit und Justiz unter dem Präsidium von Landrat Mathias Zopfi, 
Engi, befasste sich mit dieser datenschutzrechtlich sensiblen Vorlage. Eintreten auf diese war unbestritten.

Die Kommission erachtete das Kantonale Bedrohungsmanagement als sinnvolle Einrichtung. Sie erlaube 
einen angemessenen Umgang mit drohenden Personen und ermögliche eine Gesamtsicht. Es erlaube aber 
auch, die drohende Person anzusprechen und sie auf ihr Verhalten aufmerksam zu machen. Das diene nicht 
nur der Sicherheit der Bedrohten, sondern könne dem Drohenden auch die Konsequenzen seines Verhaltens 
aufzeigen. Dieser werde so möglicherweise von Schlimmerem abgehalten. Auch könne das KBM als Früh-
warnsystem dienen, beispielsweise, wenn die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde (KESB) demnächst 
eine einschneidende Massnahme bei einer als problematisch bekannten Person eröffnen wolle. Die Häufung 
von Drohungen gegen Amtsstellen sei mittlerweile bekannt. Ebenso bekannt sei, dass nach tragischen Ereig-
nissen gefragt werde, weshalb keine Warnung erfolgt ist. Diesen Mangel werde das KBM beheben – dies auf 
glarnerische Verhältnisse zugeschnitten und ohne überdimensionierten Apparat. 

In der Detailberatung wurde Artikel 17 betreffend die Information von Eltern durch die Kommission relativiert. 
Für die Kommissionsmehrheit war klar, dass im Normalfall unverzüglich ein Erziehungsberechtigter informiert 
werden müsse, wenn Jugendliche in Gewahrsam genommen werden. Es gehe letztlich auch darum, dass die 
Jugendlichen bzw. deren Eltern die ihnen zustehenden Rechte wahrnehmen könnten. Eine Ausnahme soll für 
Fälle, in denen beispielsweise Eltern mit den Jugendlichen unter einer Decke stecken, gemacht werden kön-
nen. Es sei dabei etwa an Eltern zu denken, die zu Hause alle Beweise vernichten würden, bevor die Polizei 
eine Durchsuchung durchführen konnte. Klar sei, dass es sich hier um wenige, krasse Ausnahmefälle han-
delt. Der Verdacht müsse zudem erhärtet sein. 

Artikel 31 wurde von der Kommission leicht abgeändert. Es soll klarer zum Ausdruck kommen, dass kein for-
melles Gesuch notwendig ist, um Personendaten im Sinne der Bestimmung zu erhalten. Die Formulierung der 
Kommission bringe dies besser auf den Punkt. 

Die Kommission beantragte dem Landrat einstimmig, die Vorlage mit den von ihr vorgenommenen Änderun-
gen in zustimmendem Sinne der Landsgemeinde zu unterbreiten.

9.2. Landrat

Im Landrat war Eintreten auf die Vorlage ebenfalls unbestritten. Schwere Gewaltdelikte im öffentlichen und 
privaten Bereich hätten in den vergangenen Jahren zugenommen. Mit der Gesetzesrevision erhalte die Poli-
zei die dringend notwendigen Werkzeuge, um die Sicherheit der Glarner Bevölkerung zu erhöhen. Es wurde 
auch begrüsst, dass der Austausch von Daten zwischen den Amtsstellen klar geregelt wird. Die Polizei 
erhalte die Möglichkeit, potenzielle Gefährder zu ermahnen und zu überwachen. Es sei richtig und konse-
quent, wenn die Polizei Personendaten weitergeben dürfe, wenn das zur Abwehr eines Verbrechens notwen-
dig sei. Neu geregelt würden auch Aspekte der Vermisstensuche und der Videoüberwachung in öffentlichen 
Gebäuden. Dank der vorgenommenen Anpassungen verfüge der Kanton Glarus über eine moderne Gesetz-
gebung im Bereich der Sicherheit.

In der Detailberatung stimmte der Landrat ohne Wortmeldungen der Vorlage samt den von der Kommission 
vorgeschlagenen Änderungen zu. 

Der Landrat beantragt der Landsgemeinde, der so bereinigten Vorlage zuzustimmen.

10. Antrag
Der Landrat beantragt der Landsgemeinde, nachfolgenden Gesetzesänderungen zuzustimmen: 
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A. Änderung des Polizeigesetzes des Kantons Glarus
(Vom .....)

(Erlassen von der Landsgemeinde am ..... Mai 2016)

I.

GS  V A/11/1,  Polizeigesetz  des  Kantons  Glarus  vom  6. Mai 2007  (Stand
1. September 2014), wird wie folgt geändert:

Titel (geändert)
Polizeigesetz (PolG)

Art.  7a (neu)

Minderjährige
1 Die Kantonspolizei beachtet die besonderen Schutzbedürfnisse von Min-
derjährigen. Sie berücksichtigt beim Ergreifen von Massnahmen deren Alter
und Entwicklungsstand sowie das Bedürfnis der gesetzlichen Vertreter nach
Information.

Art.  13 Abs. 3 (neu)
3 Die Kantonspolizei  ist  die zentrale Stelle für die Erstattung der  Meldung
über  die  zu  löschenden  Daten gemäss der  Verordnung des  Bundesrates
über die Bearbeitung biometrischer und erkennungsdienstlicher Daten.

Art.  14a (neu)

Gefährderansprache
1 Die Kantonspolizei  darf Personen, bei denen hinreichende Anzeichen für
eine  erhöhte  Gewaltbereitschaft  gegen  Dritte  vorliegen,  auf  ihr  Verhalten
aufmerksam machen, sie über die Rechtslage sowie die Folgen von deren
Missachtung informieren und entsprechend ermahnen.

Art.  17 Abs. 2a (neu)
2a Ist  die  Person minderjährig oder  steht sie unter umfassender Beistand-
oder Vormundschaft, ist, sofern die polizeilichen Ermittlungen dadurch nicht
behindert werden, ohne Verzug ein Elternteil bzw. die verantwortliche Per-
son oder Stelle zu benachrichtigen.

Art.  18 Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (neu)
2 Die Art der Ausschreibung richtet sich nach den konkreten Bedürfnissen.
Sie kann, sofern notwendig, mit Bild erfolgen.

SBE 1

3 Die Ausschreibung von Personen und Sachen zwecks verdeckter Regis-
trierung im Sinne von Artikel 33 und 34 der Verordnung über den nationalen
Teil des Schengener Informationssystems (N-SIS) und das SIRENE-Büro ist
zulässig.

Art.  25b (neu)

Massnahmen zur Vermisstensuche
1 Der Polizeikommandant ist gemäss Bundesgesetz betreffend die Überwa-
chung des Post- und Fernmeldeverkehrs zuständig für die Anordnung der
Überwachung des Fernmeldeverkehrs, um eine vermisste Person zu finden.
Die Anordnung ist durch das Zwangsmassnahmengericht zu genehmigen.
2 Zur Feststellung der Örtlichkeit einer vermissten Person kann bei der Bank
die Herausgabe von Unterlagen über die letzten Geldbezüge verlangt wer-
den. Die Zuständigkeit für die Anordnung liegt beim Polizeikommandanten.

Art.  30 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (aufgehoben), Abs. 3 (aufgehoben)
1 Soweit dieses Gesetz nichts anderes regelt, gelten die Bestimmungen des
Datenschutzgesetzes.
2 Aufgehoben.
3 Aufgehoben.

Art.  30a (neu)

Datenbearbeitung
1 Die Kantonspolizei darf zur Erfüllung ihrer Aufgaben und zur Führung ihrer
Geschäftskontrolle Personendaten bearbeiten und dazu geeignete Datenbe-
arbeitungssysteme betreiben.
2 Die Bearbeitung von besonders schützenswerten Personendaten und Per-
sönlichkeitsprofilen ist erlaubt, soweit es für die Aufgabenerfüllung geeignet
und notwendig ist.

Art.  31 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (geändert)
1 Die Kantonspolizei darf im Einzelfall Personendaten, einschliesslich beson-
deres schützenswerter Personendaten, weitergeben:
a. (geändert) wenn dies zur Abwehr einer unmittelbar drohenden Gefahr

für Leib und Leben oder anderer höher zu gewichtenden Rechtsgüter
geeignet und notwendig ist;

b. (geändert) wenn das anfragende öffentliche Organ glaubhaft macht,
diese  zur  Erfüllung  einer  ihr  obliegenden  gesetzlichen  Aufgabe  zu
benötigen.

2 Öffentliche Organe gemäss Artikel  2 Absatz 1 des Datenschutzgesetzes
dürfen im Einzelfall  Personendaten,  einschliesslich  besonders  schützens-
werter Personendaten, an die Kantonspolizei weitergeben:

2  

 

a. (neu) wenn dies zur Abwehr einer unmittelbar  drohenden Gefahr für
Leib und Leben oder anderer höher zu gewichtenden Rechtsgüter ge-
eignet und notwendig ist;

b. (neu) wenn die Kantonspolizei glaubhaft macht, diese zur Erfüllung ei-
ner ihr obliegenden gesetzlichen Aufgabe zu benötigen.

3 Im Weiteren darf die Bekanntgabe von Personendaten, einschliesslich be-
sonders schützenwerter Personendaten, unter den Voraussetzungen von Ar-
tikel 10 des Datenschutzgesetzes erfolgen.

Art.  32

Aufgehoben.

Art.  32b (neu)

Datenbearbeitung von gewaltbereiten Personen
1 Öffentliche  Organe gemäss Artikel  2 Absatz 1 des Datenschutzgesetzes
dürfen der Kantonspolizei Personen melden, bei denen Anzeichen für eine
Gewaltbereitschaft gegen Dritte vorliegen. Dieses Melderecht gilt  auch für
Inhaber einer Berufsausübungsbewilligung gemäss Gesundheitsgesetz.
2 Die Kantonspolizei prüft die bei ihr eingehenden Meldungen. Hierzu dürfen,
soweit notwendig, Personendaten, einschliesslich besonders schützenswer-
ter Personendaten, bearbeitet und mit weiteren Stellen zur fachübergreifen-
den Konsultation ausgetauscht werden.
3 Liegen hinreichende Anzeichen für eine erhöhte Gewaltbereitschaft gegen
Dritte vor,  ergreift  die Kantonspolizei  die  erforderlichen Massnahmen.  Sie
kann insbesondere potenzielle  Opfer  informieren. Die Rechte des Gefähr-
ders sind soweit als möglich zu wahren.
4 Ergibt die Prüfung, dass es bei der gemeldeten Person an hinreichenden
Anzeichen für eine erhöhte Gewaltbereitschaft gegen Dritte fehlt, werden die
über sie erhobenen Personendaten gelöscht.

Art.  33 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (aufgehoben)

Weitere Bestimmungen (Sachüberschrift geändert)
1 Der Regierungsrat erlässt nähere ausführende Bestimmungen,  insbeson-
dere zum Zweck und Inhalt der Datenbearbeitung, die Zugriffsberechtigung,
den Datenaustausch mit anderen Behörden und die Aufbewahrungsdauer
und Löschung von Daten und Aufzeichnungen.
2 Aufgehoben.

Art.  34a (neu)

Arbeitsgruppe Erkennung
1 Der Regierungsrat setzt eine fachübergreifende Arbeitsgruppe ein, welche
die Kantonspolizei  bei  der  frühzeitigen Erkennung von Gewalttaten unter-
stützt und begleitet.

 3II.

GS VIII A/1/1, Gesetz über das Gesundheitswesen (Gesundheitsgesetz) vom
6. Mai 2007 (Stand 1. Juli 2014), wird wie folgt geändert:

Titel (geändert)
Gesetz über das Gesundheitswesen (Gesundheitsgesetz, GesG)

Art.  35 Abs. 3 (geändert)
3 Sie sind im Weiteren befugt, ohne Rücksicht auf das Berufsgeheimnis, der
Polizei Wahrnehmungen zu melden, die auf Gewaltbereitschaft gegen Dritte
oder auf einen Gesetzesverstoss  zum Nachteil  von Menschen und Tieren
schliessen lassen. Namentlich betrifft dies Verbrechen oder Vergehen gegen
Leib und Leben, gegen die öffentliche Gesundheit oder gegen die Sittlich-
keit.

III.

Keine anderen Erlasse aufgehoben.

IV.

Diese Änderungen treten am 1. Januar 2017 in Kraft.

4  
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A. Änderung des Polizeigesetzes des Kantons Glarus
(Vom .....)

(Erlassen von der Landsgemeinde am ..... Mai 2016)

I.

GS  V A/11/1,  Polizeigesetz  des  Kantons  Glarus  vom  6. Mai 2007  (Stand
1. September 2014), wird wie folgt geändert:

Titel (geändert)
Polizeigesetz (PolG)

Art.  7a (neu)

Minderjährige
1 Die Kantonspolizei beachtet die besonderen Schutzbedürfnisse von Min-
derjährigen. Sie berücksichtigt beim Ergreifen von Massnahmen deren Alter
und Entwicklungsstand sowie das Bedürfnis der gesetzlichen Vertreter nach
Information.

Art.  13 Abs. 3 (neu)
3 Die Kantonspolizei  ist  die zentrale Stelle für die Erstattung der  Meldung
über  die  zu  löschenden  Daten gemäss der  Verordnung des  Bundesrates
über die Bearbeitung biometrischer und erkennungsdienstlicher Daten.

Art.  14a (neu)

Gefährderansprache
1 Die Kantonspolizei  darf Personen, bei denen hinreichende Anzeichen für
eine  erhöhte  Gewaltbereitschaft  gegen  Dritte  vorliegen,  auf  ihr  Verhalten
aufmerksam machen, sie über die Rechtslage sowie die Folgen von deren
Missachtung informieren und entsprechend ermahnen.

Art.  17 Abs. 2a (neu)
2a Ist  die  Person minderjährig oder  steht sie unter umfassender Beistand-
oder Vormundschaft, ist, sofern die polizeilichen Ermittlungen dadurch nicht
behindert werden, ohne Verzug ein Elternteil bzw. die verantwortliche Per-
son oder Stelle zu benachrichtigen.

Art.  18 Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (neu)
2 Die Art der Ausschreibung richtet sich nach den konkreten Bedürfnissen.
Sie kann, sofern notwendig, mit Bild erfolgen.

SBE 1

3 Die Ausschreibung von Personen und Sachen zwecks verdeckter Regis-
trierung im Sinne von Artikel 33 und 34 der Verordnung über den nationalen
Teil des Schengener Informationssystems (N-SIS) und das SIRENE-Büro ist
zulässig.

Art.  25b (neu)

Massnahmen zur Vermisstensuche
1 Der Polizeikommandant ist gemäss Bundesgesetz betreffend die Überwa-
chung des Post- und Fernmeldeverkehrs zuständig für die Anordnung der
Überwachung des Fernmeldeverkehrs, um eine vermisste Person zu finden.
Die Anordnung ist durch das Zwangsmassnahmengericht zu genehmigen.
2 Zur Feststellung der Örtlichkeit einer vermissten Person kann bei der Bank
die Herausgabe von Unterlagen über die letzten Geldbezüge verlangt wer-
den. Die Zuständigkeit für die Anordnung liegt beim Polizeikommandanten.

Art.  30 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (aufgehoben), Abs. 3 (aufgehoben)
1 Soweit dieses Gesetz nichts anderes regelt, gelten die Bestimmungen des
Datenschutzgesetzes.
2 Aufgehoben.
3 Aufgehoben.

Art.  30a (neu)

Datenbearbeitung
1 Die Kantonspolizei darf zur Erfüllung ihrer Aufgaben und zur Führung ihrer
Geschäftskontrolle Personendaten bearbeiten und dazu geeignete Datenbe-
arbeitungssysteme betreiben.
2 Die Bearbeitung von besonders schützenswerten Personendaten und Per-
sönlichkeitsprofilen ist erlaubt, soweit es für die Aufgabenerfüllung geeignet
und notwendig ist.

Art.  31 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (geändert)
1 Die Kantonspolizei darf im Einzelfall Personendaten, einschliesslich beson-
deres schützenswerter Personendaten, weitergeben:
a. (geändert) wenn dies zur Abwehr einer unmittelbar drohenden Gefahr

für Leib und Leben oder anderer höher zu gewichtenden Rechtsgüter
geeignet und notwendig ist;

b. (geändert) wenn das anfragende öffentliche Organ glaubhaft macht,
diese  zur  Erfüllung  einer  ihr  obliegenden  gesetzlichen  Aufgabe  zu
benötigen.

2 Öffentliche Organe gemäss Artikel  2 Absatz 1 des Datenschutzgesetzes
dürfen im Einzelfall  Personendaten,  einschliesslich  besonders  schützens-
werter Personendaten, an die Kantonspolizei weitergeben:

2  

 

a. (neu) wenn dies zur Abwehr einer unmittelbar  drohenden Gefahr für
Leib und Leben oder anderer höher zu gewichtenden Rechtsgüter ge-
eignet und notwendig ist;

b. (neu) wenn die Kantonspolizei glaubhaft macht, diese zur Erfüllung ei-
ner ihr obliegenden gesetzlichen Aufgabe zu benötigen.

3 Im Weiteren darf die Bekanntgabe von Personendaten, einschliesslich be-
sonders schützenwerter Personendaten, unter den Voraussetzungen von Ar-
tikel 10 des Datenschutzgesetzes erfolgen.

Art.  32

Aufgehoben.

Art.  32b (neu)

Datenbearbeitung von gewaltbereiten Personen
1 Öffentliche  Organe gemäss Artikel  2 Absatz 1 des Datenschutzgesetzes
dürfen der Kantonspolizei Personen melden, bei denen Anzeichen für eine
Gewaltbereitschaft gegen Dritte vorliegen. Dieses Melderecht gilt  auch für
Inhaber einer Berufsausübungsbewilligung gemäss Gesundheitsgesetz.
2 Die Kantonspolizei prüft die bei ihr eingehenden Meldungen. Hierzu dürfen,
soweit notwendig, Personendaten, einschliesslich besonders schützenswer-
ter Personendaten, bearbeitet und mit weiteren Stellen zur fachübergreifen-
den Konsultation ausgetauscht werden.
3 Liegen hinreichende Anzeichen für eine erhöhte Gewaltbereitschaft gegen
Dritte vor,  ergreift  die Kantonspolizei  die  erforderlichen Massnahmen.  Sie
kann insbesondere potenzielle  Opfer  informieren. Die Rechte des Gefähr-
ders sind soweit als möglich zu wahren.
4 Ergibt die Prüfung, dass es bei der gemeldeten Person an hinreichenden
Anzeichen für eine erhöhte Gewaltbereitschaft gegen Dritte fehlt, werden die
über sie erhobenen Personendaten gelöscht.

Art.  33 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (aufgehoben)

Weitere Bestimmungen (Sachüberschrift geändert)
1 Der Regierungsrat erlässt nähere ausführende Bestimmungen,  insbeson-
dere zum Zweck und Inhalt der Datenbearbeitung, die Zugriffsberechtigung,
den Datenaustausch mit anderen Behörden und die Aufbewahrungsdauer
und Löschung von Daten und Aufzeichnungen.
2 Aufgehoben.

Art.  34a (neu)

Arbeitsgruppe Erkennung
1 Der Regierungsrat setzt eine fachübergreifende Arbeitsgruppe ein, welche
die Kantonspolizei  bei  der  frühzeitigen Erkennung von Gewalttaten unter-
stützt und begleitet.

 3II.

GS VIII A/1/1, Gesetz über das Gesundheitswesen (Gesundheitsgesetz) vom
6. Mai 2007 (Stand 1. Juli 2014), wird wie folgt geändert:

Titel (geändert)
Gesetz über das Gesundheitswesen (Gesundheitsgesetz, GesG)

Art.  35 Abs. 3 (geändert)
3 Sie sind im Weiteren befugt, ohne Rücksicht auf das Berufsgeheimnis, der
Polizei Wahrnehmungen zu melden, die auf Gewaltbereitschaft gegen Dritte
oder auf einen Gesetzesverstoss  zum Nachteil  von Menschen und Tieren
schliessen lassen. Namentlich betrifft dies Verbrechen oder Vergehen gegen
Leib und Leben, gegen die öffentliche Gesundheit oder gegen die Sittlich-
keit.

III.

Keine anderen Erlasse aufgehoben.

IV.

Diese Änderungen treten am 1. Januar 2017 in Kraft.

4  
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A. Änderung des Polizeigesetzes des Kantons Glarus
(Vom .....)

(Erlassen von der Landsgemeinde am ..... Mai 2016)

I.

GS  V A/11/1,  Polizeigesetz  des  Kantons  Glarus  vom  6. Mai 2007  (Stand
1. September 2014), wird wie folgt geändert:

Titel (geändert)
Polizeigesetz (PolG)

Art.  7a (neu)

Minderjährige
1 Die Kantonspolizei beachtet die besonderen Schutzbedürfnisse von Min-
derjährigen. Sie berücksichtigt beim Ergreifen von Massnahmen deren Alter
und Entwicklungsstand sowie das Bedürfnis der gesetzlichen Vertreter nach
Information.

Art.  13 Abs. 3 (neu)
3 Die Kantonspolizei  ist  die zentrale Stelle für die Erstattung der  Meldung
über  die  zu  löschenden  Daten gemäss der  Verordnung des  Bundesrates
über die Bearbeitung biometrischer und erkennungsdienstlicher Daten.

Art.  14a (neu)

Gefährderansprache
1 Die Kantonspolizei  darf Personen, bei denen hinreichende Anzeichen für
eine  erhöhte  Gewaltbereitschaft  gegen  Dritte  vorliegen,  auf  ihr  Verhalten
aufmerksam machen, sie über die Rechtslage sowie die Folgen von deren
Missachtung informieren und entsprechend ermahnen.

Art.  17 Abs. 2a (neu)
2a Ist  die  Person minderjährig oder  steht sie unter umfassender Beistand-
oder Vormundschaft, ist, sofern die polizeilichen Ermittlungen dadurch nicht
behindert werden, ohne Verzug ein Elternteil bzw. die verantwortliche Per-
son oder Stelle zu benachrichtigen.

Art.  18 Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (neu)
2 Die Art der Ausschreibung richtet sich nach den konkreten Bedürfnissen.
Sie kann, sofern notwendig, mit Bild erfolgen.

SBE 1

3 Die Ausschreibung von Personen und Sachen zwecks verdeckter Regis-
trierung im Sinne von Artikel 33 und 34 der Verordnung über den nationalen
Teil des Schengener Informationssystems (N-SIS) und das SIRENE-Büro ist
zulässig.

Art.  25b (neu)

Massnahmen zur Vermisstensuche
1 Der Polizeikommandant ist gemäss Bundesgesetz betreffend die Überwa-
chung des Post- und Fernmeldeverkehrs zuständig für die Anordnung der
Überwachung des Fernmeldeverkehrs, um eine vermisste Person zu finden.
Die Anordnung ist durch das Zwangsmassnahmengericht zu genehmigen.
2 Zur Feststellung der Örtlichkeit einer vermissten Person kann bei der Bank
die Herausgabe von Unterlagen über die letzten Geldbezüge verlangt wer-
den. Die Zuständigkeit für die Anordnung liegt beim Polizeikommandanten.

Art.  30 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (aufgehoben), Abs. 3 (aufgehoben)
1 Soweit dieses Gesetz nichts anderes regelt, gelten die Bestimmungen des
Datenschutzgesetzes.
2 Aufgehoben.
3 Aufgehoben.

Art.  30a (neu)

Datenbearbeitung
1 Die Kantonspolizei darf zur Erfüllung ihrer Aufgaben und zur Führung ihrer
Geschäftskontrolle Personendaten bearbeiten und dazu geeignete Datenbe-
arbeitungssysteme betreiben.
2 Die Bearbeitung von besonders schützenswerten Personendaten und Per-
sönlichkeitsprofilen ist erlaubt, soweit es für die Aufgabenerfüllung geeignet
und notwendig ist.

Art.  31 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (geändert)
1 Die Kantonspolizei darf im Einzelfall Personendaten, einschliesslich beson-
deres schützenswerter Personendaten, weitergeben:
a. (geändert) wenn dies zur Abwehr einer unmittelbar drohenden Gefahr

für Leib und Leben oder anderer höher zu gewichtenden Rechtsgüter
geeignet und notwendig ist;

b. (geändert) wenn das anfragende öffentliche Organ glaubhaft macht,
diese  zur  Erfüllung  einer  ihr  obliegenden  gesetzlichen  Aufgabe  zu
benötigen.

2 Öffentliche Organe gemäss Artikel  2 Absatz 1 des Datenschutzgesetzes
dürfen im Einzelfall  Personendaten,  einschliesslich  besonders  schützens-
werter Personendaten, an die Kantonspolizei weitergeben:

2  

 

a. (neu) wenn dies zur Abwehr einer unmittelbar  drohenden Gefahr für
Leib und Leben oder anderer höher zu gewichtenden Rechtsgüter ge-
eignet und notwendig ist;

b. (neu) wenn die Kantonspolizei glaubhaft macht, diese zur Erfüllung ei-
ner ihr obliegenden gesetzlichen Aufgabe zu benötigen.

3 Im Weiteren darf die Bekanntgabe von Personendaten, einschliesslich be-
sonders schützenwerter Personendaten, unter den Voraussetzungen von Ar-
tikel 10 des Datenschutzgesetzes erfolgen.

Art.  32

Aufgehoben.

Art.  32b (neu)

Datenbearbeitung von gewaltbereiten Personen
1 Öffentliche  Organe gemäss Artikel  2 Absatz 1 des Datenschutzgesetzes
dürfen der Kantonspolizei Personen melden, bei denen Anzeichen für eine
Gewaltbereitschaft gegen Dritte vorliegen. Dieses Melderecht gilt  auch für
Inhaber einer Berufsausübungsbewilligung gemäss Gesundheitsgesetz.
2 Die Kantonspolizei prüft die bei ihr eingehenden Meldungen. Hierzu dürfen,
soweit notwendig, Personendaten, einschliesslich besonders schützenswer-
ter Personendaten, bearbeitet und mit weiteren Stellen zur fachübergreifen-
den Konsultation ausgetauscht werden.
3 Liegen hinreichende Anzeichen für eine erhöhte Gewaltbereitschaft gegen
Dritte vor,  ergreift  die Kantonspolizei  die  erforderlichen Massnahmen.  Sie
kann insbesondere potenzielle  Opfer  informieren. Die Rechte des Gefähr-
ders sind soweit als möglich zu wahren.
4 Ergibt die Prüfung, dass es bei der gemeldeten Person an hinreichenden
Anzeichen für eine erhöhte Gewaltbereitschaft gegen Dritte fehlt, werden die
über sie erhobenen Personendaten gelöscht.

Art.  33 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (aufgehoben)

Weitere Bestimmungen (Sachüberschrift geändert)
1 Der Regierungsrat erlässt nähere ausführende Bestimmungen,  insbeson-
dere zum Zweck und Inhalt der Datenbearbeitung, die Zugriffsberechtigung,
den Datenaustausch mit anderen Behörden und die Aufbewahrungsdauer
und Löschung von Daten und Aufzeichnungen.
2 Aufgehoben.

Art.  34a (neu)

Arbeitsgruppe Erkennung
1 Der Regierungsrat setzt eine fachübergreifende Arbeitsgruppe ein, welche
die Kantonspolizei  bei  der  frühzeitigen Erkennung von Gewalttaten unter-
stützt und begleitet.

 3II.

GS VIII A/1/1, Gesetz über das Gesundheitswesen (Gesundheitsgesetz) vom
6. Mai 2007 (Stand 1. Juli 2014), wird wie folgt geändert:

Titel (geändert)
Gesetz über das Gesundheitswesen (Gesundheitsgesetz, GesG)

Art.  35 Abs. 3 (geändert)
3 Sie sind im Weiteren befugt, ohne Rücksicht auf das Berufsgeheimnis, der
Polizei Wahrnehmungen zu melden, die auf Gewaltbereitschaft gegen Dritte
oder auf einen Gesetzesverstoss  zum Nachteil  von Menschen und Tieren
schliessen lassen. Namentlich betrifft dies Verbrechen oder Vergehen gegen
Leib und Leben, gegen die öffentliche Gesundheit oder gegen die Sittlich-
keit.

III.

Keine anderen Erlasse aufgehoben.

IV.

Diese Änderungen treten am 1. Januar 2017 in Kraft.
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B. Änderung des Gesetzes über den Schutz von 
Personendaten
(Vom .....)

(Erlassen von der Landsgemeinde am ..... Mai 2016)

I.

GS  I F/1, Gesetz über den Schutz von Personendaten (Datenschutzgesetz)
vom 5. Mai 2002 (Stand 1. September 2014), wird wie folgt geändert:

Titel (geändert)
Gesetz über den Schutz von Personendaten (Datenschutzgesetz, DSG)

Art.  7a (neu)

Videoüberwachung
1 Zur Wahrung des Hausrechts, insbesondere zum Schutz von Personen und
Sachen  vor  Übergriffen sowie  zur  Verfolgung  und  Ahndung  von  solchen,
dürfen öffentliche, allgemein zugängliche Orte mit Bildaufzeichnungs- und
Bildübermittlungsgeräten überwacht werden.
2 Die Überwachung ist von jenem öffentlichen Organ anzuordnen, welchem
das Benützungsrecht oder die Hoheit über den zu überwachenden Ort zu-
steht.
3 Es hat die Aufsichtsstelle (Art. 20) über die Überwachung vorgängig zu in-
formieren und stellt sicher, dass am überwachten Ort in geeigneter Weise
auf die Überwachung und das verantwortliche öffentliche Organ hingewie-
sen wird.
4 Aufnahmen  sind  umgehend  nach deren  Auswertung,  spätestens  jedoch
nach Ablauf  einer  Woche seit  der Aufzeichnung zu vernichten,  sofern sie
nicht zu Beweiszwecken in einem straf-, zivil- oder verwaltungsrechtlichen
Verfahren benötigt werden.

II.

Keine anderen Erlasse geändert.

III.

Keine anderen Erlasse aufgehoben.

SBE 1

IV.

Diese Änderungen treten am 1. Januar 2017 in Kraft.
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§ 8 Beitrag von maximal 1,92 Millionen Franken an die Sanierung des  
Kunsthauses Glarus  
(Memorialsantrag Glarner Kunstverein)

Die Vorlage im Überblick

Der Landsgemeinde wird ein Beschluss über einen Beitrag an die Sanierung des Kunsthauses Glarus 
unterbreitet. Dieser hat seinen Ursprung in einem Memorialsantrag des Glarner Kunstvereins. Der Antrag 
sah einen Beitrag von 1,6 Millionen Franken (+/– 20 %) vor. Der Landrat hat den Memorialsantrag Ende 
September 2014 für rechtlich zulässig und erheblich erklärt. Im Unterschied zu diesem sehen Regie­
rungs­ und Landrat in ihrem Gegenvorschlag besondere Bedingungen und Auflagen zur Sicherung der 
Investition vor.

Die architektonische Bedeutung des Kunsthauses als eines der schönsten Ausstellungshäuser der 
Schweiz und als wichtiger Vertreter der Schweizer Architektur des 20. Jahrhunderts ist anerkannt. 
Da rüber hinaus ist das Engagement des Glarner Kunstvereins für den Kunstbetrieb und die Sammlung zu 
würdigen. Das Kunsthaus hat sich mit prägnanten Positionen zeitgenössischer Kunst in der schweize­
rischen Museumslandschaft und der internationalen Kunstszene einen Namen gemacht. Als Kultur­
einrichtung und als Baudenkmal von nationaler Bedeutung strahlt es seit Jahren weit über die Kantons­
grenzen hinaus. Als fester Bestandteil des hiesigen Kulturlebens verleiht das Kunsthaus dem Glarnerland  
ein Gesicht, prägt die Wahrnehmung des Kantons und beeinflusst als Imagefaktor die touristische 
An ziehungskraft positiv. Das Kunsthaus Glarus stellt ausserdem einen Schwerpunkt der kantonalen  
Kulturförderung dar.

Vor diesem Hintergrund und aufgrund des klar ausgewiesenen Sanierungs­ und Erneuerungsbedarfs bei 
dem im Jahr 1952 erbauten und letztmals Mitte der Achtzigerjahre teilweise sanierten Baus befürwortet 
der Landrat einen Kantonsbeitrag in der Höhe von 50 Prozent der Gesamtkosten von geschätzt maximal 
3,84 Millionen Franken. Die Sanierung des Kunsthauses Glarus ist ein kulturpolitisches Gebot der Stunde, 
beschränkt sich auf die vordringlichen baulichen und betrieblichen Massnahmen und lässt sich zeitlich 
nicht mehr hinausschieben, ohne dass noch höhere Kosten anfallen. Die hälftige Übernahme der Sanie­
rungskosten erscheint im Vergleich mit der etwas mehr als hälftigen Beteiligung an der Sanierung der 
Lintharena SGU vor rund 15 Jahren als angemessen.

Da der Kanton als Subventionsgeber nur beschränkt auf die tatsächlichen Kosten Einfluss nehmen kann, 
ist der Beitrag als Maximalbetrag zu limitieren. Anrechenbar sollen die tatsächlich für die Sanierung 
angefallenen Kosten sein, und zwar höchstens bis zu einem Maximalbetrag von 1,92 Millionen Franken. 
Als einmalige, frei bestimmbare Ausgabe für den gleichen Zweck hat die Landsgemeinde über die 
Gewährung des Beitrags zu entscheiden. Dieser wäre in der Kantonsbilanz zu aktivieren und über eine 
Laufzeit von 33 Jahren abzuschreiben. Der Glarner Kunstverein hätte unter Berücksichtigung des Kan­
tonsbeitrags und den unabhängig davon gesetzlich geschuldeten Beiträgen der Denkmalpflege die rest­
lichen Kosten der Sanierung von rund 1 Million Franken aus Drittmitteln zu finanzieren (Fundraising, 
Sponsoring, Gemeindebeiträge). Als nicht zielführend wurde eine Finanzierung über Bankkredite erach­
tet, da Verzinsung und Amortisation die Betriebsrechnung des Kunstvereins zusätzlich belasten würden.

B. Änderung des Gesetzes über den Schutz von 
Personendaten
(Vom .....)

(Erlassen von der Landsgemeinde am ..... Mai 2016)

I.

GS  I F/1, Gesetz über den Schutz von Personendaten (Datenschutzgesetz)
vom 5. Mai 2002 (Stand 1. September 2014), wird wie folgt geändert:

Titel (geändert)
Gesetz über den Schutz von Personendaten (Datenschutzgesetz, DSG)

Art.  7a (neu)

Videoüberwachung
1 Zur Wahrung des Hausrechts, insbesondere zum Schutz von Personen und
Sachen  vor  Übergriffen sowie  zur  Verfolgung  und  Ahndung  von  solchen,
dürfen öffentliche, allgemein zugängliche Orte mit Bildaufzeichnungs- und
Bildübermittlungsgeräten überwacht werden.
2 Die Überwachung ist von jenem öffentlichen Organ anzuordnen, welchem
das Benützungsrecht oder die Hoheit über den zu überwachenden Ort zu-
steht.
3 Es hat die Aufsichtsstelle (Art. 20) über die Überwachung vorgängig zu in-
formieren und stellt sicher, dass am überwachten Ort in geeigneter Weise
auf die Überwachung und das verantwortliche öffentliche Organ hingewie-
sen wird.
4 Aufnahmen  sind  umgehend  nach deren  Auswertung,  spätestens  jedoch
nach Ablauf  einer  Woche seit  der Aufzeichnung zu vernichten,  sofern sie
nicht zu Beweiszwecken in einem straf-, zivil- oder verwaltungsrechtlichen
Verfahren benötigt werden.

II.

Keine anderen Erlasse geändert.

III.

Keine anderen Erlasse aufgehoben.

SBE 1

IV.

Diese Änderungen treten am 1. Januar 2017 in Kraft.
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